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Hauptsache, wir haben ein ruhiges Gewissen

Energiewende führt zur Zerstörung der Natur
in Südamerika und Afrika

(red). Die Energiewende, so
wie sie jetzt von Wirtschafts-
minister Habeck (Grüne) ver-
schärft forciert wird, wird
unter ökologischen Aspek-
ten, wenn man eine Gesamt-
schadensbilanz zieht, nicht
funktionieren. Weltweit soll
die Klimawelt am deutschen
Wesen genesen. Deutsch-
land ist weltweit gesehen
der Geisterfahrer bei der
Energiewende.

Hauptsache, wir haben
ein ideologisch reines
Gewissen
Um beispielsweise Windrä-
der zu produzieren, Batteri-
en für Elektroautos und an-
deres mehr benötigt man
Rohstoffe. Rohstoffe, die wir
nicht haben, die wir kaufen
müssen und für die wir die
Zerstörung der Natur in Süd-
amerika oder Afrika in Kauf
nehmen.

Kobalt
Mehr als die Hälfte des welt-
weit verarbeiteten Kobalts
stammt aus dem Süden der
Demokratischen Republik
Kongo. Kobalt benötigen
wir für Handys, Autobatte-
rien und andere Produkte.
In den Abbaugebieten gibt
es keinerlei soziale, arbeits-
rechtliche, gesundheitliche
oder ökologische Standards.
Das Erz, aus dem Kobalt ge-
wonnen wird, wird meist
mit einfachem Handwerks-
zeug wie Hammer, Meißel
oder Hacke abgebaut. Die
Schächte sind teilweise mehr
als 30 Meter tief. Männer
schürfen unterirdisch, Frau-
en oberirdisch. Kinderarbeit

ist in den Bergbauorten völ-
lig normal.

Weltweit werden derzeit
123.000 Tonnen Kobalt ge-
schürft. Wenn nur VW seine
Autoflotte auf E-Autos um-
switchen würde, was poli-
tisch widersinnigerweise flä-
chendeckend gewollt ist,

benötigte nur Audi rund
130.000 Tonnen Kobalt pro
Jahr. Nicht gerechnet die an-
deren Autoproduzenten
und Nutzer von Kobalt. Ab-
gesehen davon liegen aktu-
ell die meisten Schürfrechte
gerade in Afrika in der Hand
der Volksrepublik China, ei-
ner kommunistischen Dikta-
tur.

Lithium
Derzeit stammen 80 Prozent
des weltweit abgebauten
Lithiums aus Australien, Chi-
le und Argentinien, und Chi-
na ist fast immer dabei,
denn der Rohstoff wird in

der Regel nach China trans-
portiert, dort weiterverar-
beitet und erst dann mit ent-
sprechendem Aufschlag
nach Europa exportiert. Die
Sorge vor der Umweltzerstö-
rung ist in den Lithium-Län-
dern Bolivien, Chile oder
Argentinien sehr groß, da

zur Förderung große Was-
sermengen benötigt wer-
den, die dann der Versor-
gung der indigenen Bevöl-
kerung, der Versorgung der
Landwirtschaft nicht mehr
zur Verfügung stehen und
zu einem Absenken des
Grundwasserspiegels in
ohnehin regenarmen Gebie-
ten führen. Ökologisch
wichtige Landschaften wie
die südamerikanischen Salz-
wüsten oder Salzseen sind
damit gefährdet.

Biosprit
Vor annähernd 16 Jahren
erklärte der grüne Umwelt-
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Klares Ja zur Impfung, klares Nein zur Impfpflicht
Politik soll Versprechen einhalten

Hans-Jürgen Irmer

Rodung im brasilianischen Regenwald.

politiker Jürgen Trittin, dass
der Acker das Bohrloch des
21. Jahrhunderts werde. Trit-
tin, der Lobbyist für aus Soja
und Zuckerrohr hergestell-
ten Biosprit in Brasilien. Ge-
wonnen hat seitdem die
Agrarindustrie, denn allein
im Bundesstaat Maranhao
wurde die Fläche für den
Anbau von Zuckerrohr von
19.900 Hektar im Jahr 2000
auf rund 47.500 im Jahr
2019 ausgedehnt. Verloren
hat der tropische Regen-
wald, weil er zur Gewin-
nung neuer Flächen,
teilweise legal, teilweise il-
legal, abgeholzt wurde. Der
tropische Regenwald, die
grüne Lunge unseres Konti-
nentes. Aber Hauptsache,
wir fahren Biosprit. Brasili-
en und der tropische Regen-
wald sind weit weg.

Balsaholz
Balsaholz, aus Ecuador im-
portiert, ist ein sehr biegsa-
mes und hartes, zugleich
auch leichtes und wider-
standsfähiges Holz, das für
den Bau der immer länger
werdenden Rotorblätter
von Windkraftanlagen ver-
wendet wird. Für ein Rotor-
blatt zwischen 80 und 100
Meter Länge werden rund
150 Kubikmeter Holz benö-
tigt. Alternativ, das gehört
zur Wahrheit dazu, wird
auch Recyclingkunststoff
verwendet.
Die Sprecher des indigenen
Verbandes NAE in Ecuador
haben jetzt zu einem Ex-
portstopp des Balsaholzes
aufgerufen, da das massive
Abholzen zu ökologischen

Kollateralschäden führt.
Besonders Tiere, die auf
Nektar als Nahrungsquellen
angewiesen sind, so berich-
tete die Zeitung „Die Welt“,
seien davon betroffen.

Fazit
Die autonome Universität
Barcelona hat vor wenigen
Wochen einen „Atlas der
Umweltgerechtigkeit“ ver-
öffentlicht, aus dem ersicht-
lich ist, welche sozialen und
ökologischen Folgen der so-
genannte grüne Bergbau
gerade in Lateinamerika
nach sich zieht. Nach Schät-
zungen der Fachleute wer-
den in den nächsten 30 Jah-
ren rund 3 Milliarden Ton-
nen Metalle und Minerale
wie Lithium oder Kupfer
benötigt. Dies führe dazu,
dass Ökosysteme mit lebens-
wichtiger Bedeutung für die
Wasserversorgung, die Er-
haltung des Lebens und die
Regulierung des globalen
Klimas bedroht seien.
Während wir uns im ökolo-
gischen ruhigen Gewissen
aalen, machen wir uns in
Deutschland, gerade auch
die Grünen, keinerlei Ge-
danken darüber, zu welchen
ökologischen und sozialen
Verwerfungen ein derarti-
ger Raubbau an der Natur
führt. Den Preis für das rei-
ne Umweltgewissen zahlen
Mensch und Natur in Süd-
amerika, aber auch in Afri-
ka. Vielleicht sollte man im
ideologischen Eifer des Ge-
fechtes auch gelegentlich
auch einmal an die Men-
schen denken, die unmittel-
bar davon betroffen sind.

Pro Polizei Wetzlar lädt ein

„Fahrräder und E-Bikes im
Straßenverkehr“
(red). Zu diesem Thema hat
die Bürgerinitiative Pro Po-
lizei Wetzlar Gerhard Bie-
tenbeck, Fachabteilungslei-
ter bei der Dekra Gießen,
eingeladen. Er wird am
Donnerstag, den 10. Fe-
bruar um 19 Uhr in der
Taunushalle Solms einen

Vortrag halten, bei dem es
um Fahrradsicherheit, Un-
fallvermeidung, Chancen
und Risiken geht.

Der nächste Frühling
kommt. Die Zahl der Rad-
nutzer wird steigen. Leider

ist die Zahl der verunfall-
ten Radfahrer in den letz-
ten Jahren nicht geringer

geworden. Also Tipps für
Jedermann. Pro Polizei
freut sich auf zahlreichen
Besuch. Die Taunushalle ist
groß genug, um Abstand
zu halten. Es gelten die ak-
tuellen Corona-Regeln. Bit-
te bringen Sie die entspre-
chenden Bescheinigungen
mit, die am Eingang kon-
trolliert werden.

Gerhard Bietenbeck, Fach-
abteilungsleiter bei der De-
kra Gießen

Fortsetzung Seite 2

Der ehemalige Bundes-
innenminister Otto Schily
(SPD), Mitbegründer der
Grünen, hat in einem sehr
bemerkenswerten Kommen-
tar in der Zeitung „Die
Welt“ sich sehr kritisch mit
der nunmehr vorgesehenen
Impfpflicht auseinanderge-
setzt, die für ihn „eine ver-
fassungswidrige Anma-
ßung“ ist. Schily kritisierte
die Politik, die noch vor kur-
zer Zeit kategorisch eine all-
gemeine Impfpflicht ausge-
schlossen hatte und wies
darauf hin, dass die Verläss-
lichkeit von Versprechen in
der Politik ohnehin nicht sel-
ten eher begrenzt und das
Vertrauen in Politik und de-
mokratische Entscheidungs-
prozesse ohnehin ge-
schwächt ist.

Aktuell bestätigt wird die-
se Skepsis im Übrigen durch
eine Umfrage des Mei-
nungsforschungsinstituts
INSA, wonach nur noch 32
Prozent der Befragten den
offiziellen Coronazahlen
glauben. 57 Prozent antwor-
ten mit einem klaren Nein.
Sicherlich auch befeuert
durch das Geständnis des

Bundesgesundheitsministers
Karl Lauterbach (SPD), dass
das aktuelle Infektionsge-
schehen „in offiziellen Zah-
len nicht zutreffend abge-
bildet ist“.

Schily, selbst dreimal ge-
impft, kritisierte, dass der
Staat sich nicht anmaßen
dürfe, einzelnen Menschen
eine bestimmte ärztliche Be-
handlung aufzuzwingen,
zumal die neu entwickelten
Impfstoffe noch nicht ab-
schließend valide beurteilt
werden könnten. Nicht
einmal die totalitäre Volks-
republik China habe eine all-
gemeine Impfpflicht. Für
ihn, so Schily, sei die Einfüh-
rung nicht nur nicht verfas-
sungskonform, sie sei auch
ein untaugliches Instrument,
das dazu führen werde, die
Spaltungstendenzen in
Deutschland zu erhöhen.

Aktueller Stand
Nachdem Bundeskanzler

Scholz Anfang Dezember er-
klärt hatte, dass der Deut-
sche Bundestag zeitnah ent-
scheiden werde - mit Wir-
kung zum Februar 2022 -
und die Länder strenge Kon-

trollen sicherstellen würden,
könnte man eigentlich ver-
muten, dass die Bundesre-
gierung einen entsprechen-
den Gesetzentwurf bereits
eingebracht hat. Dies ist bis
heute nicht der Fall. Hinter-
grund dürfte politisch gese-
hen u.a. der sein, dass die
Koalition in dieser Frage
nicht gänzlich einig ist, da
es zumindest in Teilen der
FDP Zweifel gibt. Also war
die Aussage von Scholz, es
werde Gruppenanträge von
unterschiedlichen Abgeord-
neten parteiübergreifend
geben und dann müsse der
Bundestag auf dieser Grund-
lage eine Entscheidung tref-
fen.

Geht es nach der SPD,
wird es eine Impfpflicht ab
18 Jahre für alle geben,
allerdings ohne Zwangs-
maßnahmen, aber mit Buß-
geld bewehrt. In Österreich
drohen Bußgelder bis zu
3500 Euro. Rund 300 Rich-
ter sollen zusätzlich einge-
stellt werden, um den zu er-
wartenden Verwaltungsauf-
wand schultern zu können.
Geht es nach der dortigen
Regierung soll die Polizei bei

Autokontrollen auch immer
gleich den Impfstatus mit
kontrollieren. Da kommt bei
der Polizei keine Freude auf,
denn das bedeutet zusätzli-
che Arbeit. SPD-Fraktions-
vorsitzender Mützenich er-
klärte in einem Interview,
dass man einen Bußgeldka-
talog erlassen wolle. Und
auf die Frage, was denn pas-
siere, wenn Bußgeld nicht
gezahlt werde, antwortete
er, dann müsse es eben
Sanktionen geben, die auch
wirksam sein müssten. Auf
die Frage, ob das auch Beu-
gehaft beinhalten könne,
erklärte Mützenich, dass
man der Ausgestaltung
nicht vorgreifen wolle.

Gregor Gysi hat recht
Sie werden sich, liebe Le-

serinnen und Leser, wun-
dern, dass ich Gregor Gysi
von der Linkspartei zustim-
me. Es ist das erste Mal in
meinem politischen Leben,
vermutlich auch das letzte
Mal. Gysi hat als Jurist in der
Talkshow von Markus Lanz
den Finger prinzipiell in die
pragmatische Wunde des
Bußgeldeintreibens gelegt.

Wenn man unterstellt, dass
nur 10 Millionen nicht be-
reit sind, sich impfen zu las-
sen, muss der Staat, wie es
auch Mützenich selbst an-
geführt hat, ein Bußgeld
verhängen. 10 Millionen
Bußgeldbescheide. Dann
kommen 10 Millionen Ein-
sprüche gegen den Bußgeld-
bescheid. Dann müssen die-
se 10 Millionen Einwände
erneut bearbeitet, wieder
verschickt werden mit Ver-
waltungsgebühr. Dann gibt
es wieder einen Einspruch
mit hohen Verwaltungsge-
richtsverfahren und Sankti-
onen, welcher Art hat die
SPD bisher offengelassen. In
letzter Konsequenz, so Gysi,
wenn ein Bußgeld nicht ein-
getrieben werde, müsse es
in Ordnungshaft umgewan-
delt werden, denn der Bür-
ger bleibe nun einmal zah-
lungspflichtig. Mit anderen
Worten: Stillstand der
Rechtspflege ist angesagt.

Das Nein von Virologen
zur Impfpflicht

Virologe Kekulé: Die De-
batte um die Impfpflicht
habe sich nach seiner Auf-

fassung durch Omikron er-
ledigt. Im Grunde genom-
men hätten wir es mit einer
Art Virus zu tun.

Virologe Schmidt-Cha-
nasit: Nach der Omikron-
welle stelle sich die Frage
nach der Sinnhaftigkeit der
Impfpflicht.

Chefvirologe Drosten
von der Charité erklärte in
der Zeitung „Die Welt“ vor
wenigen Tagen: „Wir wer-
den nicht auf Dauer, über
alle paar Monate, die ge-
samte Bevölkerung nach-
impfen können. Irgend-
wann muss das Virus auch
in der Bevölkerung Infekti-
onen setzen, und das Virus
selbst muss die Immunität
der Menschen immer wieder
updaten.“ Mit anderen Wor-
ten, er redet einer gewissen
Art der Durchseuchung das
Wort.

Fachverbände sagen nein

Der Chef des Weltärzte-
verbandes, Frank Ulrich
Montgomery, lehnte vor
wenigen Tagen einen Impf-
zwang ab. Der Chef der
Kassenärztlichen Bundes-

vereinigung, Andreas
Gassen, erklärte, dass die
Ärzte die Bürger nicht ge-
gen deren Willen impfen
würden, und im Übrigen
könne man nicht eine Impf-
pflicht auferlegen, um dann
festzustellen, dass die Wir-
kung immer nur ein paar
Monate reicht, wobei er na-
türlich prinzipiell für das
freiwillige Impfen sei.

Der Chef der Deutschen
Krankenhausgesellschaft,
Gerald Gaß, erklärte, dass
die Belegung der Intensiv-
stationen in den meisten
Bundesländern zurückgehe.
Wenn Omikron nur noch als
Grippe angesehen werde,
müsse das Virus auch so be-
handelt werden. Deshalb sei
er weder für die allgemeine
Impfpflicht noch für die ein-
richtungsbezogene Impf-
pflicht.

Kein Impfregister
In Deutschland gibt es

noch nicht einmal ein Impf-
register, das heißt, der Staat
weiß überhaupt nicht, wer
geimpft ist und wer nicht.
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Dass es in Deutschland dann
automatisch Probleme mit
dem Datenschutz gibt, ist
ein anderes Thema. Der
Deutsche Ethikrat hat sich
deshalb für ein datensiche-
res Impfregister als prinzipi-
elle Grundlage für die Impf-
pflicht ausgesprochen. Aber
das gibt es bekanntermaßen
nicht. SPD-Gesundheitsmi-
nister Lauterbach ficht das
alles nicht an. Er will auch
ohne Impfregister eine
Impfpflicht durchsetzen. Der
Ethikrat fügte hinzu, dass
die Impfpflicht im Angesicht
von Omikron neu bewertet
werden müsse.

Juristische Fragen
Verfassungs- und Medizin-
rechtler Josef Lindner kriti-
sierte Lauterbachs Argu-
ment, man wolle der Welle
im Herbst begegnen mit
dem Hinweis, dass eine
Impfpflicht auf Verdacht in
Unkenntnis einer möglichen
Schwere einer eventuell
kommenden Variante und
der nicht vorhandenen wis-
senschaftlichen Validität der
Wirksamkeit von Impfstof-
fen für die vierte Welle nicht
verhältnismäßig sei. Wenn
eine Impfpflicht, dann
höchstens aus dem Grunde,
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die Belastung des Gesund-
heitssystems oder den Kollaps
der kritischen Infrastruktur zu
verhindern. Das allerdings ist
auch unter Juristen höchst
umstritten, denn was passiert
eigentlich, wenn der Staat die
Kapazität im Gesundheitssys-
tem reduziert und damit, was
an dieser Stelle ausdrücklich
nicht unterstellt wird, die Ka-
pazität reduziert, um ent-
sprechende Maßnahmen
rechtfertigen zu können.

Andere Juristen erklären,
dass die Impfpflicht an ihrer
Wirkung gemessen werden
müsse, also das Prinzip der
Verhältnismäßigkeit, da die
Impfpflicht ein Eingriff in die
körperliche Unversehrtheit
sei, der unter engsten Aufla-
gen dann zulässig ist, wenn
er genug Nutzen bringt. Aber
genau dieser Nutzen wird
auch medizinischerseits in
Frage gestellt, weil man nicht
weiß, reicht die Pflichtimp-
fung für drei Monate, sechs
Monate oder …

Staatsrechtler Professor
Rupert Scholz ist der Auffas-
sung, dass unter bestimmten
Bedingungen eine berufsbe-
zogene Impfpflicht denkbar
sei. Eine Impfung für alle sei
jedoch nicht verfassungsge-
mäß, da Artikel 2 Grundge-

setz Absatz 2 festhalte,
dass jeder das Recht auf
körperliche Unversehrtheit
habe. Und eine allgemei-
ne Impfpflicht sei einfach
deshalb nicht verhältnismä-
ßig, weil Corona nicht Ebo-
la sei und die Opferzahlen,
so schlimm jedes einzelne
Todesopfer, ob an Corona
oder im Zusammenhang
mit Corona verstorben,
nicht verhältnismäßig sei-
en. Es komme hinzu, dass
Geimpfte ebenso Überträ-
ger des Virus sein können
wie Ungeimpfte. Von da-
her sei eine allgemeine
Impfpflicht erst recht nicht
zu rechtfertigen.

Fazit
Um es klar und deutlich zu
sagen: Freiwilliges Impfen
macht Sinn, weil die Wahr-
scheinlichkeit, wenn man
doppelt geimpft, geboos-
tert ist, in irgendeiner Form
schwer zu erkranken, ex-
trem niedrig ist. Man
schützt sich also selbst.
Man ist möglicherweise
auch weniger oft Überträ-
ger des Virus. Darüber
streiten sich die Gelehrten.
Aber es ist erfreulicherwei-
se erkennbar, dass Omik-
ron weit weniger gefährli-

cher ist als es Delta war.
Auch das ist mittlerweile
wissenschaftlich unter Be-
weis gestellt. Von daher ist
die Politik in Berlin gefor-
dert, die Impfpflicht neu zu
bewerten. Dies gilt für CDU-
Ministerpräsidenten genauso
wie für SPD-Ministerpräsiden-
ten oder die Grünen in Ba-
den-Württemberg. Ich teile
hier ausdrücklich die Auffas-
sung meiner früheren Bun-
destagskollegin Jana Schim-
ke, die vor wenigen Tagen
erklärt hat, dass die Bundes-
tagsfraktion der CDU bei ih-
rem Nein aus dem letzten
Jahr bleiben sollte. Die Impf-
pflicht sei nicht verhältnismä-
ßig und man solle die Men-
schen lieber überzeugen als
zwingen. Ebenso teile ich die
Auffassung des stellvertreten-
den CDU Bundesvorsitzenden
Carsten Linnemann, der auf
der Basis einer britischen Stu-
die, wonach der Schutz vor
der Omikron-Erkrankung
nach drei Monaten nachlas-
se, kritisch angemerkt hat, ob
man vor diesem Hintergrund
noch bei einer Impfpflicht
bleiben könne.

Frage der
Glaubwürdigkeit
Alle Spitzenpolitiker aller

Parteien haben im Frühjahr,
Sommer und im Herbst vor
der Bundestagswahl sich
dezidiert gegen eine Impf-
pflicht ausgesprochen. Nach
der Wahl diese Position zu
ändern, beschädigt das Ver-
trauen in die Glaubwürdig-
keit von Politik. Diese Glaub-
würdigkeit ist leider
ohnehin nicht allzu groß.
Daran ist die Politik aber
selbst schuld. Und wenn, wie
Gregor Gysi aufgrund einer
Umfrage erwähnt, ca. 30
Prozent der Bevölkerung
das Vertrauen in die politi-
schen Parteien, von Linksau-
ßen bis Rechtsaußen, verlo-
ren haben, ist das ein Sig-
nal, das die Politik nicht
überhören sollte.

Die große Gefahr besteht,
ein weiteres Abwenden von
unserer parlamentarischen
Demokratie. Die große Ge-
fahr besteht in einer weite-
ren Spaltung der Gesell-
schaft, die gefährlich ist.
Deshalb Ja zum freiwilligen
Impfen, Ja zu einer verstärk-
ten Überzeugung von Men-
schen, die impfskeptisch
sind, aber keine Diffamie-
rung derer, die – aus wel-
chen Gründen auch immer
– nicht geimpft werden wol-
len.

Corona im Kurier
Liebe Leserinnen und
Leser,
wir haben lange überlegt,
ob wir das Thema Corona
im Kurier einmal behan-
deln wollen. In der Vergan-
genheit haben wir davon
bewusst Abstand genom-
men, weil sich die Medien
tagtäglich darin überschla-
gen, neue Schlagzeilen zu

produzieren, gezielt Horrorbil-
der zu zeigen oder Horrors-
zenarien zu entwickeln. Es gibt
viele Menschen, die mittler-
weile die Nachrichten abschal-
ten, wenn Corona auf der Ta-
gesordnung steht. Man kann
es irgendwo psychologisch
auch nachvollziehen.
Ausnahme

Wir machen mit dieser Aus-

gabe eine Ausnahme, weil
wir versuchen wollen, das
Thema einmal etwas ent-
spannter anzugehen, Infor-
mationen zu veröffentli-
chen, die man nicht jeden
Tag in der Tageszeitung
liest, aber auch um einer-
seits grundsätzlich zum
Ausdruck zu bringen, dass
freiwilliges Impfen eine

sehr sinnvolle Sache ist, dass
andererseits aber eine Impf-
pflicht der falsche Weg ist.
Und wir beleuchten die Fra-
ge, was unsere europäischen
Nachbarn machen. Sie müs-
sen für sich entscheiden,
welcher Weg der richtige ist.
Vorsicht ja, freiwilliges Imp-
fen ja, aber keine Panik, kei-
ne Hysterie. Dafür besteht

kein Anlass und es besteht
ebenso kein Anlaß, sich in
irgendwelchen abstrakten
Verschwörungstheorien zu
ergeben.

Wir wünschen Ihnen inter-
essante Einblicke.
Bleiben Sie gesund.
Ihre Redaktion
Wetzlar-Kurier

Frank Steinraths,
MdL

(red). Die Bürgersprechstunde des
CDU-Landtagsabgeordneten Frank
Steinraths findet am Mittwoch, den
16.2. von 14.30 bis 16.30 Uhr in
der Geschäftsstelle des CDU-Kreisver-
bandes Lahn-Dill, Moritz-Hensoldt-
Straße 24 in Wetzlar unter Einhal-
tung der 3-G-Regelung oder tele-
fonisch unter 06441-4490330 bzw.
per Mail kv@lahn-dill.cdu.de statt.

Bürgersprechstunde mit
MdL Frank Steinraths

Chaotische Coronapolitik in Deutschland

Gesundheitsminister Lauterbach (SPD) in der Kritik
Chaos – I
Status Genesener über Nacht in Deutschland auf drei Monate verkürzt
In der Schweiz auf zwölf Monate verlängert
(red). In einer Nacht- und
Nebelaktion hat Bundesge-
sundheitsminister Karl Lau-
terbach (SPD) gemeinsam
mit dem ihm untergeordne-
ten RKI festgelegt, dass die
Dauer des Genesenenstatus
von sechs Monaten auf ma-
ximal drei Monate reduziert
wird. Statt das Parlament
darüber beraten zu lassen,
fand man diese Nachricht

auf der Behörden-Website.
Ein unmöglicher Vorgang,
der aus Sicht von Verfassungs-
rechtlern mit dem Demokra-
tieprinzip und mit den
Grundrechten der Betroffe-
nen unvereinbar ist.

Vom Genesenenstatus
hängt es ab, ob die Betroffe-
nen ihre Freiheit ausüben
können. Die Voraussetzun-
gen für freiheitsbeschränken-

de Maßnahmen müssen
aber im Gesetz oder in ei-
ner Rechtsverordnung ge-
regelt sein. Das heißt, das
Mindeste wäre gewesen,
dass nach parlamentari-
scher Debatte die Ände-
rung der Rechtslage in den
bewährten amtlichen Ver-
kündungsblättern veröf-
fentlicht worden wäre.
Über Nacht wurden so Mil-

lionen Genesene zu Unge-
impften herabgestuft. Viro-
loge Hendrik Streeck erklär-
te dazu, dass es wenige
Gründe gebe, Genesene
Nichtgeimpften gleichzu-
stellen, da sie in den meis-
ten Fällen eine viel breitere
Immunantwort hätten.

Streeck-Kritik
In der Schweiz, so der Bi-

ologe, sei der Genesenen-
status aktuell aus guten
Gründen auf zwölf Monate
verlängert worden.

Dass jener Status in
Deutschland auf drei Mo-
nate verkürzt werde, „ist
aus meiner wissenschaftli-
chen Erkenntnis nicht er-
klärbar“. Eine schallende
Ohrfeige für das RKI und
Lauterbach.

Chaos – II
3,5 Millionen Johnson & Johnson Geimpfte verlieren über Nacht ihren Impfstatus

Genauso wenig rational die
Verkündung des Paul-Ehr-
lich-Instituts vom 15.1.2022,
wonach diejenigen, die mit
einer Dosis Johnson & John-
son geimpft wurden, plötz-
lich nicht mehr als „grund-
immunisiert“ gelten. 3,5
Millionen werden so zu wei-
teren Ungeimpften, darun-

ter rund 250.000 Hessen. Nur
wer eine weitere Impfung
mit einem mRNA-Vakzin er-
halten hat, kann immerhin
noch mit einem zusätzlichen
Test Restaurants und Geschäf-
te besuchen. Öffentlichkeits-
wirksam hatte Lauterbach im
August letzten Jahres selbst
an mehreren Tagen Men-

schen mit Johnson & John-
son geimpft. Er erklärte
dazu, dass die Menschen
die Impfung, es war ja nur
eine vorgesehen, möglichst
schnell hinter sich bringen
wollten. Sie sind die Ge-
lackmeierten.

Wer nur die eine Dosis
Johnson & Johnson erhal-

ten hat, verliert de facto sei-
nen Impfstatus.

Es gelten nur die als ge-
boostert, die nach der John-
son & Johnson-Impfung
zwei weitere Impfungen mit
mRNA-Impfstoffen erhalten
haben. Wie die Zeitung „Die
Welt“ recherchierte, gehe
diese Nacht- und Nebel-Ak-

tion vor allem auf Bundes-
gesundheitsminister Karl
Lauterbach (SPD) zurück.
Welche Konsequenzen das
für Betroffene hat, darüber
hat man sich offensichtlich
keinerlei Gedanken ge-
macht.

Chaos – III
Lohnausfall bei Quarantäne

Diejenigen, die jetzt plötz-
lich als Ungeimpfte gelten,
weil der Genesenenstatus
willkürlich von sechs auf drei
Monate reduziert wurde
oder weil willkürlich John-
son & Johnson nicht mehr
den Rechtsstatus hat wie

bisher, laufen Gefahr, dass
sie, wenn sie in Quarantäne
müssen, keinen Lohnausfall
mehr erhalten. Das Fehlen
der COVID-19-Auffri-
schungsimpfung würde
dann zum Wegfall der Lohn-
fortzahlung führen. Man

hätte ja mit einer öffent-
lich empfohlenen dritten
Impfung den Arbeitsausfall
verhindern können, so die
Argumentation. Das Nach-
sehen haben die Arbeit-
nehmer. Deshalb ist die
Bundesregierung gefor-

dert, schnellstmöglich für
Klarheit in der Frage der
Lohnfortzahlung zu sorgen.
Wenn über Nacht durch die
Bundesregierung Millionen

Ungeimpfter produziert
werden, dann haben diese
das Anrecht darauf, dass
der Staat dafür sorgt, dass
sie keine Nachteile erleiden.

Fortsetzung Seite 3
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Worüber man kaum spricht

Die Corona-Kollateralschäden
(red). Hin und wieder findet
man einen Artikel über ne-
gative Auswirkungen von
Corona. Macht man sich die
Mühe, unterschiedliche Quel-
len zusammenzuführen, so
wird schnell deutlich, wie ge-
waltig die Folgeschäden von

Corona für den Staat und vor
allen Dingen für den Einzel-
nen sind.
Die verschiedenen Hilfspake-
te von Bund und Ländern
dürften den Betrag von rund
400 Milliarden Euro über-
schritten haben. Deutschland

konnte sich das leisten, weil
in den Zeiten überschüssiger
Einnahmen der Bund, wie im
Übrigen auch die meisten
Länder, versucht haben, die
Schulden zurückzuführen.
Dies ist auch gelungen, so
dass Deutschland trotz der

Corona-Milliarden im Schul-
denranking Europas im Ver-
gleich zu Spanien, Griechen-
land, Frankreich, Italien, um
nur einige zu nennen, glän-
zend dasteht. Dennoch, es ist
Geld, das eines Tages zurück-
gezahlt werden muss.

Auswirkung auf den Einzelnen
Es kann an dieser Stelle nur stichwortartig benannt werden, welche Probleme Corona-bedingt entstanden sind:
- Laut einer Studie der Uni Essen gibt es eine Steigerung um rund 300 Prozent im Bereich suizidaler Tendenzen bei

Kindern und Jugendlichen
- Zunahme emotionaler und affektiver Störungen
- Schäden für Bildung und Entwicklungschancen der Kinder
- Studenten, die erst nach drei oder vier Semestern erstmals eine Universität von innen sehen
- Seelische Einsamkeit bei Senioren
- Teilweise keine oder zu wenige Besuchsmöglichkeiten in Altenheimen und Krankenhäusern, dadurch bedingt

kein Beistand von Familienangehörigen für Schwerstkranke oder Sterbende. Was das für Familienangehörige
bedeutet, will man sich gar nicht ausmalen.

- Mehr Partnerschaftsgewalt
- Deutlich steigende Zahl von Kindesmisshandlungen
- Zunahme von Sexualmissbrauch
- Zunahme des Alkoholkonsums
- Verschobene Operationen, die zu seelischen Belastungen führen, aber auch zur Verschlimmerung von Krankheits

bildern beitragen können
- Seltenere Arztbesuche aus Angst vor Ansteckung, so dass Warnsignale des Körpers ignoriert werden mit dem

Ergebnis, mehr Herzinfarkt- und Schlaganfalltote
- seelische Belastungen durch finanzielle Sorgen

Leider muss man feststellen,
dass Auseinandersetzungen
zwischen Geimpften und
Ungeimpften zunehmen.
Die Aggressivität wächst,
was gelegentlich auch bei
der ein oder anderen De-
monstration zu beobachten
ist. Ein absolutes No-Go. Ja
zum Recht auf friedliche
Demonstration, aber Gewalt
ist niemals (!) ein Mittel der
Auseinandersetzung. Und
Gewalt gegen Rettungskräf-
te und Polizisten müsste ein
Tabu sein. Wer dieses Tabu
bricht, muss mit der Härte
des Gesetzes bestraft wer-
den.

Der gesellschaftliche Ton
wird rauer. Manch einer
wird es schon erlebt haben,
von irgendeinem Unbe-
kannten angeschnauzt zu
werden: „Zieh die Maske

auf… zieh sie richtig auf.“ Im
Lahn-Dill-Kreis wird eine
Denunziations-Hotline ein-
gerichtet mit Hilfe derer
man Nachbarn, Freunde,
Bekannte… anschwärzen
kann, die sich angeblich
nicht Corona-konform ver-
halten. Was sind das nur für
Zeiten? Was haben die me-
diale Darstellung und die
politische Hysterie mit die-
ser Gesellschaft, zumindest
in Teilen, gemacht? Was
muss in einem Menschen
vorgehen, der allein im Auto
sitzt und die Maske aufhat,
in einem Jogger, der alleine
durch den Wald läuft mit
Maske oder in dem Fahrrad-
fahrer, der mit Maske
unterwegs ist? Da muss sich
doch etwas im Unterbe-
wusstsein so verändert ha-
ben, dass die Ratio aussetzt.

Vor wem will sich der allein
im Auto sitzende Fahrer
schützen, wenn er die Mas-
ke aufhat?

Solche Beispiele, die man
noch fortführen könnte, zei-
gen, dass die Kampagnen
irrationale Ängste in Teilen
der Bevölkerung freigesetzt
haben. Und wenn Irrationa-
lität schon zum Prinzip er-
hoben wird, dann muss man
sich in letzter Konsequenz
nicht wundern, wenn Ag-
gression, Hass, Gewalt stei-
gen und die Zahl der De-
nunzianten zunimmt. Es ist
Zeit, abzurüsten. Zeit, den
Menschen eine Perspektive
zu geben. Omikron ist nicht
Delta. Omikron ist eine grip-
peähnliche Virusvariante,
die durch einen hohen Pro-
zentsatz doppelt und drei-
fach Geimpfter in aller Re-

gel keine schweren Verläu-
fe zeitigt.

Das ist eigentlich die gute
Nachricht. Und die Politik
wäre gut beraten, dies deut-
lich zu machen und nicht an
völlig irrelevanten Inziden-
zen festzuhalten. Sie sollte
sich an dem orientieren, was
sie vor einem halben Jahr
selbst festgestellt hat: dass
die Inzidenzen wenig aus-
sagekräftig sind und die
Hospitalisierungsquote eher
ein Beleg für Gefährlichkeit
oder Ungefährlichkeit ist.
Hatten wir vor gut einem
Jahr eine Hospitalisierungs-
quote von ca. 16, so liegt sie
heute zwischen 3 und 4.
Auch das ist eine positive
Nachricht. Und auch das
könnte man den Menschen
bei Wahrung aller Vorsicht
gleichwohl signalisieren.

Wirtschaft und Vereine
- Riesenprobleme für den Einzelhandel bei boomenden Internetbestellungen
- Luftfahrt eingebrochen
- Tourismus eingebrochen
- Reisebranche, Gastronomie, Hotellerie mit großen Problemen
- Sportstudios, Fitnessstudios
- Messebau und artverwandte Berufe
- Kultur, Theater, Vereine - Kulturgemeinschaft, Wetzlarer Festspiele, Kunstverein, Museum, Einzel-

künstler, sie alle stehen mit dem Rücken zur Wand
- Vereine schrumpfen, Jugendliche wenden sich ab
- Übungsmöglichkeiten fehlen, das gilt auch für Feuerwehr und THW
- Soziale Kontakte, die zwingend notwendig sind, werden eingeschränkt

Gesellschaft

Fortsetzung von Seite 2 Chaos – IV
Irrationale Besucherzahlen

Beim Fußballspiel der Frank-
furter Eintracht dürfen ak-
tuell sage und schreibe 1000
Fans in die Arena, in ein Sta-
dion, das ca. 50.000 Besu-
cher fasst, eine Freiluftver-
anstaltung. Man muss
sicherlich nicht die Gesamt-
Maximalgröße ausschöpfen.
Aber 25 Prozent doppelt
geimpfter und geboosteter
Menschen in freier Natur
stellen nun wirklich keine
Gefährdung dar. Als kürzlich

in Wetzlar in der jetzigen
Buderus-Arena, die rund
4500 Zuschauer fasst, das
H a n d b a l l - L ä n d e r s p i e l
Deutschland – Frankreich
stattfand, waren ca. 270 of-
fiziell zugelassen. Wie man
auf diese schräge Zahl
kommt, erschließt sich nie-
mandem. Auch hier hätte
man mit einem Hygienekon-
zept, breitgefächerten Zu-
gangsmöglichkeiten und
Corona-Auflagen mindes-

tens ein Viertel der Halle
problemlos füllen können.

In Hamburg beispielswei-
se durften kürzlich 2000 Be-
sucher unter 2G-Plus-Aufla-
gen in die Elbphilharmonie,
so dass diese praktisch aus-
gebucht war. In das benach-
barte Volksparkstadion des
Hamburger SV durften von
wenigen Ausnahmen abge-
sehen praktisch keine Besu-
cher. Warum eine Fußgän-
gerzone wie in Wetzlar, die

leider ohnehin nicht an
Übervölkerung leidet, zu ei-
ner Maskenpflichtzone de-
klariert wird, erschließt sich
niemandem. Bei einem Be-
such in der Altstadt am Vor-
mittag kann man die Besu-
cher durchaus zählen. Eine
solch unsinnige Verordnung
ist ein Beitrag zur Entlee-
rung der Altstadt und zeugt
nicht von Ratio, sondern von
Hysterisierung.

Chaos – V
Wirrwarr für Hotels und Gaststätten

Der Hotel- und Gastrono-
mieverband DEHOGA hält
die Regelungen für nicht pra-
xistauglich und zu kompli-

ziert. Während es für die Gas-
tronomie einigermaßen kla-
re Regelungen gebe, die
allerdings nicht kundenför-

dernd seien, müssten im Ho-
telbereich in nicht Hotspot-
Regionen geprüft werden, ob
die 3G-, 2G- oder 2G-Plus-Re-

gel anzuwenden ist, ob der
Gast aus privaten Gründen
komme, als Tourist oder aus
beruflichen Gründen.

Chaos – VI
In Bayern kippt der Verwaltungsgerichtshof 2G-Regel im Einzelhandel

Vor wenigen Tagen hat der
Bayerische Verwaltungsge-
richtshof die 2G-Regel in
Bayern gekippt, so dass in

sämtlichen Läden der Impf-
status beim Einkauf ab
sofort keine Rolle mehr
spielt. Die bayerische Lan-

desregierung erklärte in lo-
gischer Konsequenz, dass
die Beschränkungen des Zu-
gangs auf Geimpfte und

Genesene sofort aufgeho-
ben werden. Was übrig
bleibt ist die FFP2-Masken-
pflicht.

Chaos – VII
Apotheker, Zahn- und Tierärzte würden gerne impfen, aber es fehlt der Impfstoff

Im Dezember letzten Jahres
hatte Bundeskanzler Olaf
Scholz groß angekündigt,
dass man bis ca. Ende Janu-
ar rund 30 Millionen Men-
schen impfen wolle. Dass
Impfen prinzipiell auf frei-
williger Basis richtig ist, se-
hen die meisten Menschen
in Deutschland so. Wenn
denn aber die Politik ent-
sprechende Ankündigungen
macht, dann muss sie auch

dafür Sorge tragen, dass die
Impfstoffe bereitgestellt
werden.

Aktuell ist es so, dass nicht
einmal die Hausärzte genü-
gend Impfstoff erhalten,
geschweige denn Apothe-
ken, Tier- oder auch Zahn-
ärzte, die impfen wollen.
Nicht jeder muss das, nicht
jeder will das, aber es gibt
eine Reihe, die gerne imp-
fen würden. Abgesehen

vom fehlenden Impfstoff
gibt es völlig ohne Not bü-
rokratische Hürden. Ein
Zahnarzt, der täglich Pati-
enten Spritzen verabreicht,
muss eine theoretische Schu-
lung online mit Abschluss-
prüfung machen. Anschlie-
ßend muss er zu einer Hos-
pitation bei einem impfen-
den Arzt, Dauer zwei Un-
terrichtsstunden (!). Wenn
das denn alles erledigt ist,

erhält man ein Zertifikat,
das dann auch warten muss.
Nicht viel anders ist es bei
Apothekern und Tierärzten.
Es stellt sich die Frage, ob
akademische, medizinisch
ausgebildete und qualifi-
zierte Menschen diese Bü-
rokratie durchlaufen müs-
sen.

Das Problem bleibt dann
immer noch der fehlende
Impfstoff.
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Wie gehen unsere europäischen Nachbarn mit Omikron um?
(red). Es kann prinzipiell
nicht schaden, wenn man
gelegentlich über den eige-
nen Tellerrand hinausschaut
und sich mit der Frage be-
fasst, wie gehen unsere eu-
ropäischen Nachbarn mit
dem Omikron-Virus um?
Dazu lohnt sich zunächst ein
Blick auf die Impfquoten in
der EU. So hatte Portugal
Ende letzten Jahres eine
Impfquote von knapp 90 Pro-
zent. Nahe beieinander Finn-
land, Dänemark, Island, Ir-
land, Belgien, Frankreich, Ita-
lien mit knapp 80 Prozent.
Darüber liegt Spanien mit
etwa 82 Prozent, ebenso im
Übrigen wie Malta. Eine nied-
rigere Quote im Westen ha-
ben Luxemburg, Liechten-
stein, Österreich mit knapp
70 Prozent. Deutlich niedri-
ger die Impfquote in Estland,

Lettland, Litauen, Polen,
Tschechien, Ungarn. Dort
liegt sie zwischen 60 und 70
Prozent. Schlusslichter sind
Rumänien und Bulgarien mit
ca. 35 Prozent.

Deutschland

Schaut man sich die Karte für
Deutschland an, haben wir
offiziell eine Impfquote von
ca. 73 Prozent erreicht. Et-
was über 50 Prozent sind
dreimal geimpft. Dieser Pro-
zentsatz 73 Prozent ist in
Wirklichkeit allerdings höher,
denn er bezieht sich auf die
Gesamtbevölkerung. Fairer-
weise müsste man die Kinder
bis zwölf Jahre, die nicht ge-
impft werden können, her-
ausnehmen, so dass dann
eine Impfquote in Richtung
80 Prozent herauskommen

würde. Prinzipiell eine in der
Sache erfreuliche Entwick-
lung.

Entspanntere EU
Frankreich

Frankreich hatte am 22. Ja-
nuar eine 7-Tage-Inzidenz
von über 4000. Lockerungen
sind in Aussicht gestellt. Ab
Anfang Februar entfällt die
Maskenpflicht im Freien so-
wie die Homeofficepflicht,
Nachtclubs dürfen ab Mitte
Februar wieder öffnen. Hin-
tergrund ist, trotz hoher Inzi-
denzzahlen gibt es keine Zu-
nahme der Zahl der Patien-
ten auf den Intensivstationen.

Dänemark

Die dänische Inzidenz liegt
Mitte Januar bei 2300, ohne

dass eine Versorgung der Pa-
tienten in den Kliniken ge-
fährdet ist. Deshalb verzich-
tet Dänemark auf strenge
Coronamaßnahmen.

Spanien

Der spanische Ministerpräsi-
dent Sanchez hat Mitte Ja-
nuar erklärt, dass die spani-
sche Regierung einen grund-
sätzlichen Kurswechsel be-
schlossen habe.

Das Virus werde wie eine
Art Grippe behandelt, die
immer wieder vorkommen
könne. Man bewege sich in
Richtung einer endemischen
Krankheit anstelle einer
Pandemie. Deshalb werde
man künftig auf entspre-
chende, die Freiheitsrechte
einschränkende Maßnah-
men verzichten.

Großbritannien

Die Omikronwelle hat sich in
Großbritannien sehr schnell
aufgebaut. Anfang Januar
hatte sie ihren Höhepunkt
mit rund 200.000 Infizierten
pro Tag. Seither hat sie sich
halbiert, so dass aktuell kei-
ne Maskenpflicht in Geschäf-
ten und öffentlichen Ver-
kehrsmitteln mehr besteht.
Corona-Impfnachweise für
Großveranstaltungen werden
abgeschafft, die Empfehlung
zum Homeoffice ist aufgeho-
ben, und spätestens im März
soll die Pflicht zur Selbstiso-
lierung bei Corona-Erkran-
kungen enden. Erfreulich,
dass die Zahl der Patienten
auf Intensivstationen zurück-
geht. Deshalb ist Ziel der briti-
schen Regierung, COVID bald
wie eine Grippe zu behandeln.

Lahn-Dill-Kreis fordert zur Denunziation auf
(red). Kurz vor Weihnachten
gaben SPD-Landrat Wolf-
gang Schuster und SPD-Ge-
sundheitsdezernent Ste-
phan Aurand bekannt, dass
es jetzt im Lahn-Dill-Kreis
die Möglichkeit gebe, Ver-
stöße gegen die Corona-Re-
geln direkt an den Lahn-Dill-
Kreis zu melden. Mit ande-
ren Worten, Bürger werden
indirekt aufgefordert, sich
als Denunzianten zu betäti-
gen. Es ist im Moment
ohnehin, so sagen Verwal-
tungschefs, festzustellen,
dass vermehrt Hinweise und

Anzeigen wegen tatsächli-
chen oder vermeintlichen
Verstoßes gegen Corona-
Regeln erfolgen.

Nicht unerheblich dabei
die Zahl derjenigen, die das
anonym machen. Gastwirte
sind angelappt worden, weil
sie an der Kasse stehend ei-
nen Moment die Maske von
der Nase nahmen. Sie sind
„Undercover“ angelappt
worden, weil sie vermeintlich
nicht konsequent genug den
Impfstatus abfragen… Es gäbe
noch eine Reihe weiterer Bei-
spiele, die zeigen, dass die

Gefahr besteht, dass diese
Gesellschaft gespalten wird.

Es ist ja auch so herrlich
einfach, anonym mit dem
Finger auf vermeintliche
Sünder oder missliebige
Menschen zu zeigen. Wer sich
beschweren möchte, wendet
sich dafür mit Klarnamen, An-
schrift und Telefon an die zu-
ständigen offiziellen Stellen.
Das ist in Ordnung. Aber eine
Denunzianten-Hotline einzu-
richten, widerspricht den Ge-
pflogenheiten in einem de-
mokratischen Staat. Ein ab-
solutes No-Go.

Bundestagspräsidentin Bas (SPD)

Genesenenstatus gilt für
Bundestagsabgeordnete
sechs Monate
(red). Während in einer
Nacht- und Nebelaktion Bun-
desgesundheitsminister Karl
Lauterbach (SPD) verfügte,
dass Genesene ihren Schutz-
status nur noch drei Monate
in Anspruch nehmen dürfen,
obwohl sechs Monate vorge-
sehen waren, die EU übrigens
aktuell auch vorgeschlagen
hat, dass der Genesenensta-
tus sechs Monate gelten soll

– die Schweiz hat ihn auf
zwölf Monate ausgedehnt –,
hat Bundestagspräsidentin
Bärbel Bas (SPD) im Rahmen
einer Allgemeinverfügung er-
klärt, dass für die Bundestags-
abgeordneten die Sechs-Mo-
nate-Frist weiter gelte. Dies
betreffe den Zugang zum Ple-
num und zu den Ausschüs-
sen. Gleichheit vor dem Ge-
setz sieht anders aus.

Heute so – morgen so
Impfpflicht aus Politiker Sicht
Olaf Scholz am 7. September 2021 im Bundestag
„Ich finde es falsch, wenn jetzt eine Debatte
beginnt über Impfpflicht und ähnliches“

Wetzlarer Kulturgemeinschaft
mit attraktivem Programm

Scholz am 12. Januar 2022 im Bundestag
„Ich jedenfalls halte sie für notwendig und werde
mich aktiv dafür einsetzen.“

Markus Söder am 13. Juli 2021 auf Twitter:
„Es gilt: keine Impfpflicht, aber mehr Freiheiten
für Geimpfte“

Söder am 26. November 2021 auf Twitter:
„Wir brauchen dringend eine Bundesnotbremse
und eine allgemeine Impfpflicht.“

Christian Lindner am 6. September 2021 im ZDF:
„Eine Impfpflicht wäre nicht verhältnismäßig, denn
die einmalige Impfung immunisiert nicht für das
ganze Leben.“

Lindner am 2. Dezember 2021 bei Bild live:
„Ich sage offen, dass meine Richtung auch die
einer Impfpflicht ist.“

(red). In der Hoffnung, dass Corona-bedingt Veranstaltungen wieder in gewohnter
Form stattfinden können, entsprechende Vorsorgemaßnahmen werden natürlich
ergriffen, lädt die Wetzlarer Kulturgemeinschaft, so Vorsitzender Boris Rupp, zu
folgenden Veranstaltungen ein:
26.3., 20 Uhr, Stadthalle Wetzlar mit dem Horszowski-Trio. Für die Abonnenten
kostenlos, Mitglieder, die keine Abonnenten sind, können Karten zum Preis von 28
Euro (1. Kategorie) oder 24 Euro (2. Kategorie) erwerben.
23.4., 20 Uhr, Haus Friedwart Wetzlar: Lewin Kneisel (Klarinette) und Daniel
Streicher (Klavier). Karten zum Preis von 25 Euro sind ab 15.3. erhältlich.
29.5., 16 Uhr, Kalsmunt, eine Gemeinschaftsveranstaltung mit dem Förderverein
Kalsmunt e.V., Marc-André Teruel (Kontrabass) und Hannah Biermann (Gitar-
re). Nähere Einzelheiten folgen. Termin bitte vormerken.
19.6., 16 Uhr, Garten des Palais Papius: Im Rahmen des Goethejahres 2022 (250 Jahre
Goethe in Wetzlar) werden „Goethe-Lieder“ zur Aufführung gebracht. Es spielen
Daniel Gutmann (Bariton) und Maximilian Kromer (Klavier). Das Konzert
findet im Rahmen des 30. Kultursommers Mittelhessen statt.
Nähere Informationen erhalten Sie rechtzeitig. Wichtig ist, entsprechende Termine
schon einmal vorab im Terminkalender einzutragen.

(L.S.) Die Grünen und ihr
Landwirtschaftsminister
Cem Özdemir fordern höhe-
re Lebensmittelpreise durch
die Festsetzung von staatli-
chen Mindestpreisen. Die
CDU/ CSU lehnt diese Forde-
rung ab. Gründe dafür gibt
es sicherlich genug, denn
staatliche Eingriffe in den
Markt und der Regulie-
rungswahn der Grünen wer-
den weder den Landwirten
noch den Verbrauchern hel-
fen. Denn wer staatliche
Mindestpreise fordert, hat
den ordnungspolitischen
Kompass verloren, der die
Vorteile der sozialen Markt-
wirtschaft und das Ziel
„Wohlstand für alle“ in den
Mittelpunkt stellt. Außer-
dem stellt die Vorgabe von
Mindestpreisen ein Eingriff
in die Vertragsfreiheit dar
und ist kartellrechtlich strikt
verboten.

Klar ist natürlich auch,
dass unsere Landwirte fair
für ihre Arbeit bezahlt wer-
den müssen und der Ver-
braucher für gute Qualität
teilweise tiefer in die Tasche
greifen muss. Ramschpreise,
wie sie manchmal bei Dis-
countern zu finden sind,
sind abartig. Hier muss beim
Verbraucher ein klares Um-
denken stattfinden, auf sol-
che Produkte nicht zurück-
zugreifen und vor allem re-
gional einzukaufen. Hier re-
gelt bekanntlich Angebot
und Nachfrage den Markt

Lebensmittel müssen sich alle leisten können, nicht nur die Grüne Wählerschaft –
Staatliche Mindestpreise gefährden unsere Marktwirtschaft

und keine staatlich angeord-
nete Umerziehung.

Aber anstatt den großen
Playern im Lebensmittelein-
zelhandel den Kampf anzu-

sagen, wollen die Grünen
Lebensmittel zum Luxusgut
machen. Für die oftmals gut-
verdienende grüne Wähler-
schaft aus der Großstadt
wird es kein Problem sein,
ein paar Euro mehr für Le-
bensmittel auszugeben.
Aber dieser Personenkreis
repräsentiert eben nicht un-
sere Bevölkerung. Lebens-
mittelpreise müssen auch
für Familien und somit für
den Großteil der Menschen
in unserem Land bezahlbar
bleiben, und es darf keinen
„Speiseplan nach dem Ge-
haltszettel“ geben. Bei den
derzeitig ohnehin drastisch
steigenden Lebenshaltungs-
kosten sind Forderungen
nach Mindestpreisen völlig
fehlplatziert. Diese steigen-
den Lebenshaltungskosten
kommen nicht zuletzt durch
eine derzeit steigende Infla-

tionsrate und durch hohe
Energiepreise zustande, die
aus einer ideologisch ver-
fehlten Umwelt- und Ener-
giepolitik resultieren.

Wer wirklich etwas für die
Landwirtschaft tun möchte,
der muss sie entlasten statt

belasten! Dafür braucht es
eine Stärkung der Verhand-
lungsposition der Landwir-
te gegenüber dem Lebens-
mitteleinzelhandel, eine Ge-
winnverteilung zugunsten
der Landwirte, bessere Ver-
marktungsstrukturen, ein

Lisa Schäfer

Agrarmarketing, eine ver-
ständliche Herkunftszeich-
nung bei Lebensmitteln,
Steuererleichterungen, Bü-
rokratieabbau, Planungssi-
cherheit und eine Agrar-
und Umweltpolitik mit Ver-
nunft statt Ideologie.
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Klima-Mythos I

Klimawandel

(red) In den letzten Jahren
haben uns Klimaforscher
weismachen wollen, dass
durch die Klimaveränderung
(natürlich gibt es eine Kli-
maveränderung, die gibt es

immer) die im Pazifik und
im Indischen Ozean gelege-
nen Inseln absinken werden,
überschwemmt werden,
weil der Meeresspiegel stei-
ge und dass bereits 2030

Klima-Mythos II
Hochwasser keine Folge des Klimawandels

eine Erderwärmung um 1,5
Grad drohe. Jetzt das über-
raschende Ergebnis. Per Sa-
tellit wurde eine globale
Analyse von 709 Inseln im
Pazifik und im Indischen

Ozean durchgeführt. 89 Pro-
zent der Inseln waren ent-
weder stabil oder haben an
Größe zugenommen. Keine
Insel größer als 10 Hektar
hat seit den 80er Jahren an

Größe verloren. Die Verän-
derung des Meeresspiegels
habe in den letzten Jahren
0,46 Millimeter pro Jahr be-
tragen.

Als das verheerende Hoch-
wasser im Juli letzten Jahres
Teile von Rheinland-Pfalz und
Nordrhein-Westfalen gerade
im Ahrtal heimgesucht hat,
gab es anschließend eine De-
batte darüber, woran das ge-
legen habe, was man hätte
tun können, um die Men-
schen besser zu schützen. Al-
les berechtigte Fragen. Es
scheint zumindest so zu sein,

dass die Alarmierungskette
nicht durchgängig erfolgte,
dass Prognosen teilweise
nicht ernstgenommen wur-
den und dass die technische
Infrastruktur nicht auf dem
neuesten Stand war. Allein
bei optimaler Umsetzung die-
ser Punkte hätten Menschen-
leben ohne jeden Zweifel ge-
rettet werden können.
    Politiker aller Parteien be-

eilten sich anschließend dar-
auf hinzuweisen, dass das
Hochwasser mit dem Klima-
wandel zu tun habe. Wer sich
allerdings mit der Geschichte
des Ahrtals in den letzten
Jahrhunderten befasst hat,
wird feststellen (alles öffent-
lich zugänglich), dass es eine
Reihe von ähnlichen Hoch-
wassern gegeben hat ohne
jegliches menschliche Zutun.

Industrialisierung, Industrie…
all das gab es nicht und es ist
trotzdem passiert. Selbst das
Umweltbundesamt hat 2019
erklärt: „Ein einzelnes Hoch-
wasserereignis lässt sich nicht
mit dem Klimawandel erklä-
ren.“
    Aber in Zeiten wie diesen,
wo man eine medial hysteri-
sierte Bevölkerung hat,
teilweise irrational handeln-

de Politiker – aber nur in
Deutschland (!) – muss man
zur Untermauerung seiner
Klimahysterie-Thesen solche
„Argumente“ heranziehen,
die mit der Lebenswirklich-
keit nichts zu tun haben. Es
wäre wünschenswert, wenn
Fachleute mehr als bisher zu
Rate gezogen würden, um
auch der Politik solche Pein-
lichkeiten zu ersparen.

Klima-Mythos III
Wie der Deutsche Wetterdienst aus einer Abkühlung eine Erwärmung macht

Professor Fritz Vahrenholt,
seines Zeichens früherer Se-
nator der SPD, ein Mann,
der die Energiewende und
die sich daraus ergebenden
Konsequenzen kritisch be-
trachtet, hat dem Deutschen
Wetterdienst den Vorwurf
gemacht, aus einer Abküh-
lung eine Erwärmung ge-
macht zu haben. In der Pres-
semitteilung zum Deutsch-
landwetter 2021 habe der

Deutsche Wetterdienst ge-
schrieben: „Die Durchschnitts-
temperatur lag im Jahr 2021
mit 9,1 Grad Celsius um 0,9
Grad über dem Wert der in-
ternational gültigen Refe-
renzperiode 1961 bis 1990.
2021 war damit das elfte zu
warme Jahr in Folge.“

Es stelle sich schon die Fra-
ge, so Vahrenholt, warum
der Deutsche Wetterdienst
die international nicht mehr

gültige (!) Referenzperiode
1961 bis 1990 heranziehe,
zumal er selbst an anderer
Stelle schreibe: „Zur Erfas-
sung des Klimas und seiner
Änderungen werden Mittel-
werte über einen Zeitraum
von 30 Jahren gebildet… Mit
Ende des Jahres 2020 wurde
die Vergleichsperiode für ak-
tuelle klimatologische Bewer-
tungen durch die Periode
1991 bis 2020 ersetzt.“ Da-

mit folgt der Wetterdienst ei-
ner Empfehlung der Weltorga-
nisation für Meteorologie.

Hätte der Deutsche Wet-
terdienst die gültige Refe-
renzperiode von 1991 bis
2020 genommen, hätte er
schreiben müssen: „2021
war mit 9,1 Grad um 1,3
Grad deutlich kühler als
2020 und liegt sogar um mi-
nus 0,2 Grad Celsius unter
dem Mittel von 1991 bis

2020. Seit 1991 gab es nur
neun Jahre, die kälter wa-
ren als 2021.“ Aber 0,9 Grad
mehr und das elfte zu war-
me Jahr in Folge, verglichen
mit der kälteren Periode von
1961 bis 1990, passt natür-
lich viel besser in den Zeit-
geist. Man könnte auch die
Frage stellen, ob hier gezielt
der Bürger und gegebenen-
falls auch die Medien mani-
puliert werden sollen.

Klima-Mythos IV - Windkraft
Wirtschaftsminister Robert Habeck (Grüne)
Menschen, Pflanzen, Tiere, Gesundheit – alles egal
Hauptsache Tausende neuer Windräder

Es soll an dieser Stelle nicht
näher beleuchtet werden,
dass die Energiewende, so
wie von Deutschland ange-
dacht, nur ins Chaos führen
kann. Das werden wir an an-
derer Stelle tun. Ein Land, das
meint, zeitgleich Kernkraft-
werke abschalten zu können,
wenige Jahre später bis 2030
sämtliche Kohlekraftwerke,
einige neue Gaskraftwerke
bauen muss, um Netzwerk-
stabilität partiell zu leisten,

Gas ist im Übrigen auch et-
was Fossiles, und das sich im
Übrigen bezüglich der Gas-
lieferung aktuell von Putin
abhängig macht, wird euro-
pa- und weltweit nicht mehr
für ernst genommen.

Geht es nach der Koaliti-
on und gerade nach den
Grünen, erstaunlicherweise
auch der FDP, soll das alles
im Prinzip bis 2030 umsetz-
bar sein. Geplant ist, die
Stromerzeugung aus Erneu-

erbaren Energien um 150
Prozent bis 2030 zu steigern.
Um nicht missverstanden zu
werden: Erneuerbare Ener-
gien, ob Solarenergie oder
Windenergie, da wo sie passt,
sind durchaus sinnvoll. Aber
sie sind völlig ungeeignet, da
sie von Windstärke, Sonnen-
energie und anderen Fakto-
ren abhängig sind, Strom-
und Preisstabilität gewähr-
leisten zu können. Nicht
umsonst haben wir in

Deutschland weltweit gese-
hen mittlerweile die höchs-
ten Strom- und Energieprei-
se. So hohe Preise, dass sogar
Habeck und die SPD konsta-
tieren müssen, dass es für
Geringverdiener einen wie
auch immer gearteten Aus-
gleich geben müsse, der aber,
das kann man jetzt schon sa-
gen, nicht reichen wird.

Nur am Rande sei ver-
merkt, dass wir in Deutsch-
land die entsprechenden

Stromtrassen nach wie vor
nicht haben und dass vor al-
len Dingen keine Speicherka-
pazitäten vorhanden sind,
um theoretisch überschüssi-
gen Strom aus erneuerbaren
Speichern weiterleiten zu
können. Man könnte es sich
einfach machen, so wie Frau
Baerbock, die erklärte, man
könne den Strom in den
Stromleitungen speichern.
Aber das soll hier nicht Ge-
genstand der Diskussion sein.

Eingriffe in den Naturschutz

Um ihre ideologischen Ziele
zu erreichen, plant die Koa-
lition, plant Habeck drasti-
sche Eingriffe in den Natur-
schutz und die bisherigen Kla-
gemöglichkeiten. Schutzgü-
ter, so der Minister, sollen zu-
rückgestellt werden. Schutz-
güter wie die Gesundheit des
Menschen, denn künftig
spielt der Abstand von Wind-
rädern zur Wohnbebauung
keine Rolle mehr. Infraschall

ist für die Ampel ein Fremd-
wort. Flächenverbrauch für
Beton und Windräder haben
Vorrang vor dem Schutz der
Natur, der Pflanzen und der
millionenfach geschredder-
ten Tiere und Insekten durch
Windräder.

Für jedes einzelne Wind-
rad müssen zwischen 0,2 und
0,5 Quadratkilometer Wald
gerodet werden. Nimmt man
den Mittelwert von 0,35 Qua-

dratkilometern oder 35 Hek-
tar entspricht dies bei 1000
Windrädern der Fläche von
70.000 Fußballfeldern. Ca.
3000 neue sind angedacht -
oder umgerechnet: 210.000
Fußballfelder.

Auf dieser gigantischen Flä-
che geht der Wald als CO2-
und Regenspender und Re-
genspeicher unwiderruflich
verloren. Hinzu kommt, wer-
den derart große Flächen auf

den Höhenrücken abgeholzt
und mit gigantischen Beton-
fundamenten versiegelt,
schießt bei starken Regenfäl-
len das Wasser die Täler hin-
unter. Eine irre Debatte, die
es nur in Deutschland in die-
ser Form gibt. Alle anderen
Länder rund um uns herum
gehen einen völlig anderen
Weg. Kohlekraftwerke wer-
den modernisiert, Kernkraft-
werke neu gebaut. Und wenn

wir dann mal eine Windflau-
te haben, Nebel, Wolken,
dann machen wir was? Wir
importieren Kohlestrom aus
Tschechien oder Polen, Kern-
kraftstrom aus Frankreich.
Aber auch hier gilt: Hauptsa-
che, wir haben ein ruhiges
Gewissen, und der deutsche
Michel wird die Strom- und
Energiepreise schon zahlen.
Es geht ja schließlich um Hö-
heres.

Ukraine-Krise

Deutschland international isoliert
Europa schickt Verteidigungs(!)waffen –
Deutschland bietet Feldlazarette und Schutzhelme an
(red). Niemand weiß, was
Russlands Präsident Wladi-
mir Putin mit seinen Trup-
pen- und Panzeraufmär-
schen entlang der ukraini-
schen Grenze wirklich be-
zweckt. Sind es nur Manö-
ver, sind es Drohgebärden
oder hält er weiter an sei-
nem Ziel fest, die ehemali-
ge Sowjetunion zumindest
partiell wieder mit neuem
Leben zu versehen?

Kurzum, der Botschafter
der Ukraine, Dr. Andrij Mel-
nyk, der im Übrigen auf Ein-
ladung des seinerzeitigen
CDU-Bundestagsabgeordne-
ten Hans-Jürgen Irmer in der
letzten Legislaturperiode in
Wetzlar war und damals
schon vor Russland warnte,
hat recht, wenn er heute
mehr denn je internationa-
les Engagement für die Uk-
raine einfordert.

Engagement, das nicht
nur in diplomatischer Unter-
stützung besteht, sondern
auch in der Chance, sich not-
falls verteidigen (!) zu kön-
nen. Während die USA und
Großbritannien Defensiv-

waffen liefern, Spanien und
Dänemark Schiffe und
Kampfflieger nach Osten
verlegen, die Franzosen
Truppen nach Rumänien
entsenden wollen, die Nie-
derländer Flugzeuge nach
Bulgarien verlegen, hat
Deutschland angeboten,
Feldlazarette zu liefern. Zy-
nischer geht es nicht. Israel
- und hier die linksliberale
Zeitung Haaretz sprach ak-
tuell von einer sogenannten
Appeasement-, also Anpas-
sungs- oder Unterwürfig-
keitspolitik gegenüber Russ-
land und Putin, weil man im
Prinzip von den Gaslieferun-
gen Russlands abhängig sei
bei gleichzeitigem Atom-
stromausstieg.

Ampel gespalten

Während Außenministe-
rin Annalena Baerbock und
Kanzler Olaf Scholz im Ver-
hältnis zur Ukraine ver-
brannte Erde hinterlassen,
sich international isolieren,
streitet die Ampel um den
richtigen Weg, wobei die

FDP immerhin erklärt, sie
hätte keine Probleme mit
der Lieferung von Verteidi-
gungswaffen. Aber genau

hier wird das Problem der
Ampel sichtbar. Hier ist et-
was zusammengekommen,
was politisch einfach nicht
zueinander passt. Den Scha-
den hat Deutschland.

Historischer Fehler der
SPD

Die SPD zitiert derzeit
häufig Altkanzler Helmut
Schmidt, der wörtlich einmal
gesagt hat: „Lieber hundert
Stunden umsonst verhan-
deln als eine Minute schie-
ßen.“ Dies ist ohne jeden
Zweifel richtig. Doch man
muss die SPD daran erin-
nern, dass es der gleiche
Helmut Schmidt war, der
Anfang der 80er Jahre den
N a t o - D o p p e l b e s c h l u s s
durchgesetzt hat, um ge-
meinsam mit den USA aus
einer Position der Stärke
heraus mit der damaligen
Sowjetunion verhandeln zu
können. Es waren die Ame-
rikaner unter Präsident Ro-
nald Reagan, die erklärten,
„wenn die Sowjetunion
nicht bereit ist, gemeinsam
mit uns abzurüsten, werden
wir sie notfalls totrüsten“.
Also stieg die Rüstungsspi-

rale zunächst nach oben, bis
die damalige Sowjetunion
feststellen musste, dass sie
aus wirtschaftlichen, aber
auch aus technischen Grün-
den nicht in der Lage war,
diesen Wettlauf zu gewin-
nen.

Das Ergebnis war positiv.
Es gab beiderseits überprüf-
bare Atomwaffenabrüs-
tungsverträge. Ohne Nato-
Doppelbeschluss, ohne
Kanzler Schmidt, ohne Nach-
folger Kanzler Kohl, der die-
sen Kurs konsequent fort-
gesetzt hat, wäre es nicht
zu jenen erfolgreichen Ab-
rüstungen gekommen.

Wenn man aber heutzu-
tage politisch nichts anzu-
bieten hat, nicht aus einer
Position der Stärke heraus
verhandeln kann, dann be-
steht bei der anderen Seite
keine Notwendigkeit des
Entgegenkommens.

Das hat die SPD leider
nicht verstanden.

www.wetzlar-kurier.de

Botschafter der Ukraine, Dr.
Andrij Melnyk
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Wunderschöne Winterwanderung der
Deutsch-Österreichischen Gesellschaft
(red). Bei winterlichen Ver-
hältnissen, in freier Natur
die frische Luft genießend,

machten sich 40 Mitglieder
der DÖG auf eine schöne
Wanderung vom Parkplatz
Kirschenwäldchen gegenü-
ber dem Krankenhaus aus
Richtung Münchholzhausen
in das Gasthaus „Zur Krone“.

Zur Stärkung kredenzte
Vorstandsmitglied Friedl
Steinruck allen Teilnehmern

einen Orangenpunsch. Die
Führung hatte Jürgen Zilz
übernommen, der auf dem

Weg nach Münchholz-
hausen die Historie um die
Hügelgräber und Funde
aus der vorchristlichen Zeit
erläuterte. „Chef-Foto-
graf“ Ralf Schnitzler nutz-
te die Gelegenheit, um
sein ohne-hin einmaliges
Fotoarchiv zu erweitern.

Im Gasthaus „Zur Kro-

ne“ konnte DÖG-Präsident
Hans-Jürgen Irmer weitere rund
20 Mitglieder begrüßen, die

sich das Essen gemeinsam mit
den Wanderern munden lie-
ßen. Eine gelungene Veranstal-
tung mit guter Laune, fröhli-

chen Menschen, die einfach
nur froh waren, dass wieder
einmal eine Veranstaltung

angeboten wurde. Die Coro-
na-Auflagen wurden von je-
dem selbstverständlich indi-
viduell erfüllt.

Auch die Polizei freut sich
auf das Christkind!

(A.G.) Nicht nur die Kinder
warten auf das Christkind,
auch bei der Polizei in Dillen-
burg freut man sich auf die
Gaben am Heiligen Abend.
Das Christkind kommt, wie
nun schon seit Jahren, in Form

vom Vorstand von Pro-Polizei-
Dillenburg e.V. und bringt wie
jedes Jahr einen Präsentkorb.
Mit vielen Leckereien - von
Keksen über Weintrauben bis
zu Getränken war alles dabei.

Der 1.Vorsitzende von Pro-
Polizei-Dillenburg e.V., Peter
Patzwaldt, sagt: „Der Präsent-
korb ist ein Zeichen der Aner-
kennung und soll danke sa-

gen für den schweren Dienst
der Polizisten über die Fest-
tage.“ Während die meisten
Menschen am Heiligen
Abend bei ihren Familien
und Freunden sind, versehen
die Beamten der Polizei in

Dillenburg rund um die Uhr
ihren Dienst für unser aller
Sicherheit.

Da ist ein Zeichen der An-
erkennung und Wertschät-
zung durchaus geboten. In
diesem Sinne wird Pro-Poli-
zei-Dillenburg e.V. diese Tra-
dition auch in der Silvestern-
acht und in den nächsten
Jahren fortsetzen.

Hauptkommissar Jan Küster freut sich über den Präsent-
korb von Pro-Polizei-Dillenburg.

Selbstbedienung bei den Grünen

nalena Baerbock Probleme
mit der Wahrheit und ihrem
Erinnerungsvermögen. Es
gab Grüne, die vergaßen,
Corona-Boni dem Finanzamt
zu melden. Aktuell ermittelt
die Staatsanwaltschaft Ber-
lin wegen „des Anfangsver-
dachts der Untreue“ u.a.
gegen Annalena Baerbock
und Robert Habeck.

Hintergrund ist, dass es
mehrere Strafanzeigen von
Privatpersonen gibt, die sich
auf einen Bericht parteiin-
terner (!) Rechnungsprüfer
vom Oktober letzten Jahres
beziehen, nachdem die ge-
samte Grünenspitze sich im
Jahr 2020 in Eigenregie Co-
rona-Boni in Höhe von 1500
Euro aus der Parteikasse ge-
nehmigt hatte. Es geht
dabei weniger um die abso-
lute Höhe der Summe, son-
dern um die damit verbun-
dene Selbstbedienungsmen-
talität. Ausgerechnet bei ei-
ner Partei, die für sich in
Anspruch nimmt, mit der
höheren Moral ausgestattet
zu sein.

Deshalb hat Meinungsfor-
scher Binkert (INSA) recht,
wenn er sagt, dass die Grü-
nen, die angetreten sind, es
besser zu machen, es nun
besonders trifft. Glaubwür-
digkeit sieht nun einmal
anders aus. Wer von ande-
ren das Einhalten von Re-
geln fordert, muss selbst mit
gutem Beispiel vorangehen.

(red). Schon im Bundestags-
wahlkampf hatte die desig-
nierte Kanzlerkandidatin An-

Staatsanwaltschaft
Berlin ermittelt

Kretschmann (Grüne)
kritisiert Baerbock (Grüne)
„Krachend gescheitert“

(red). Diese überraschende
Aussage, die in der Sache
richtig ist, tätigte Baden-
Württembergs Ministerpräsi-
dent Kretschmann nicht etwa
im politischen Berlin oder in
der Landeshauptstadt Stutt-
gart, sondern bei einer stu-
dentischen Veranstaltung im
englischen Oxford. Dort
nahm er, ob der Wahlanalyse
gefragt, warum die Grünen
gemessen an den Ansprüchen
vom Frühjahr des Jahres, wo
sie bei 25 bis 28 Prozent ta-
xiert waren, nur 14,8 Prozent
erhalten haben, kein Blatt vor
den Mund. Wer Ministerprä-
sident oder Kanzler werden
wolle, müsse nun einmal Po-
litik für alle machen. Da rei-
che es nicht aus, nur die Lie-
der der eigenen Partei zu sin-
gen. Deshalb seien die Grü-
nen krachend gescheitert.

Grüne Spitze lebensfremd
Man würde sich wünschen,
dass die Bundesspitze der
Grünen ähnlichen Realitäts-
sinn beweist wie Kretsch-
mann selbst. Doch nach der
Wahl gab es nur Ergeben-
heitsadressen an Baerbock.
Nicht Baerbock oder die feh-
lende breite Aufstellung grü-
ner Inhalte sei schuld, son-
dern die anderen. Baerbock
sei Zielscheibe von „Hass und
Hetze geworden“, und Jür-
gen Trittin verstieg sich sogar
darin, zu sagen, es habe eine

frauenfeindliche Diffamie-
rungskampagne gegen die
Kandidatin gegeben, also
Medien, Journalisten, so-
ziale Netzwerke und vor
allen Dingen der böse po-
litische Gegner. Eigene
Fehler? Nicht erkennbar.

„Baerbock zieht Schum-
melbuch zurück“
So titelte die „Bild-Zei-
tung“ im November 2021,
nachdem Baerbock erklärt
hatte, dass sie ihr Buch
„Jetzt. Wie wir unser Land
erneuern“ vom Markt zu-
rückziehen wolle.
Immerhin hatte sie, das
gehört zur Fairness dazu,
selbst erklärt, durch diesen
und andere Fehler ein
Stück Verantwortung zu
haben, was das Wahler-
gebnis angehe. Als die Dis-
kussion und die Plagiats-
vorwürfe hochkamen, hat-
te Baerbock noch erklärt,
dass die kritisierten Text-
stellen und die abgeschrie-
benen Passagen noch mit
Quellenangaben überar-
beitet werden sollen. Of-
fensichtlich geht es doch
um mehr als einige kleine-
re Fehler beim Zitieren,
denn angeblich gibt es
rund 100 Plagiatsvorwür-
fe. Spätestens hier stellt
sich die Frage, was bleibt
denn eigentlich von dem
Buch noch übrig?



Seite 7 Wetzlar      Kurier Nr. 2 · 41. Jahrgang

-Anzeige-

Christian Cloos

Michael Hundertmark

Aus der Arbeit der CDU Fraktion
im Stadtparlament Wetzlar

Aus der Arbeit der CDU Fraktion
im Stadtparlament Wetzlar

-Anzeige-

Christian Cloos ist aus der
Stadtverordnetenversammlung ausgeschieden

Haushaltsplan 2022/2023
Liebe Leserinnen und Leser,
das Jahr 2022 ist bereits ei-
nige Wochen alt. Politisch
gestartet ist es mit den Vor-
bereitungen der Haushalts-
beratungen. Die CDU-Frak-
tion hat sich hierzu in eine
Haushaltsklausur begeben
und den aufgeplanten Ent-
wurf für die Haushaltsjahre
2022 und 2023 intensiv be-
arbeitet. An anderer Stelle
habe ich schon darauf hin-
gewiesen, dass einige As-
pekte der Einnahmen- und
Ausgabensituation der Stadt
Wetzlar durch Gesetze, Ver-
ordnungen und weitere Re-
gularien bestimmt sind und
als Pflichtaufgaben keinen
oder nur wenig Spielraum
für politische Akzentuierun-
gen lassen.

Ein solcher Aspekte ist
beispielsweise die Betreu-
ung der Kinder in unseren
Kindertagesstätten. Diese ist
für uns als CDU sehr wich-
tig! Deshalb unterstützen
wir hier die Entwicklungen
in unserer Stadt, insbeson-
dere mit Blick auf Umbau-
ten, Sanierungen und auch
Neubauten von Kinderta-

gesstätten. So schaffen wir
mehr Plätze für die Kinder-
betreuung, ein angemesse-
nes Umfeld für die Kinder
und einen attraktiven Ar-
beitsplatz für Erzieherinnen
und Erzieher. Mehr Kita-
Plätze erfordern auch ein
Mehr an Personal. In den
kommenden Jahren ist da-
her geplant, 30 neue Stel-
len im sozialen Bereich in
den Kindertagesstätten zu
schaffen. Eine gute und
sinnvolle Investition in die
Zukunft unserer Gesell-
schaft.

An anderer Stelle gibt es
aber sehr wohl Punkte, auf
die man politisch Einfluss
nehmen kann. Die CDU-
Fraktion fordert schon seit
einiger Zeit, dass Haushalts-
pläne nicht für zwei Jahre
aufgestellt werden, sondern
für jedes Jahr ein eigenstän-
diger Haushaltsplan aufge-
stellt wird. An dem jetzigen
Doppelhaushalt kann man
erneut deutlich erkennen,
warum das sinnvoll ist. Die
Corona-Krise und die damit
einhergehenden Schwan-
kungen, beispielsweise bei

Steuereinahmen, aber auch
bei den erforderlichen
Mehrausgaben für Hygiene-
maßnahmen, die Unterstüt-
zung der heimischen Gastro-
nomie, angepasste Anforde-
rungen an Arbeitsplätze

u.v.m machen es schwierig,
24 Monate im Voraus die
Einnahmen und Ausgaben
von über 170 Millionen Euro
pro Jahr zu planen. Es macht
aus unserer Sicht mehr Sinn,
sich auf zwölf Monate zu
beschränken, um in kürze-
ren Abständen auf sich än-
dernde äußere Gegebenhei-
ten reagieren zu können.

Darüber hinaus gibt es
einzelne Aspekte, die wir
u.a. in puncto Übersichtlich-
keit und Nachvollziehbar-
keit kritisieren. Neben der
Skalierung einzelner Grafi-
ken, die mitunter verwir-
rend sein können, ist ein
großer Kritikpunkt, dass wir
immer noch keine Übersicht
darüber haben, in welcher
Weise die Einnahmen der
erhöhten Grundsteuer B tat-
sächlich für Straßenausbau-
projekte, die ehemals über
die Straßenbeiträge finan-
ziert wurden, verwendet
werden. Wir hatten im Zuge
der Abschaffung der Stra-
ßenausbaubeiträge und der
gleichzeitigen Erhöhung der
Grundsteuer B gefordert,
dass es hier einen Mecha-
nismus gibt, der transparent
macht, ob die zusätzlich er-
hobenen Grundsteuern
auch tatsächlich für Straßen-
ausbauprojekte verwendet
werden. Bisher leider Fehl-
anzeige.

Im Rahmen unserer Klau-
surtagung haben wir eine
Reihe von inhaltlichen Fra-
gen formuliert, die es in den

laufenden Ausschusssitzun-
gen zu klären gilt. Darüber
hinaus haben wir 13 Ände-
rungsanträge eingebracht,
die die Prioritäten im Haus-
haltsplan verschieben sol-
len. Festzustellen ist auch,
dass nicht nur wir als CDU-
Fraktion, sondern auch die
anderen Fraktionen Haus-
haltsanträge gestellt haben.
Selbst die Regierungskoaliti-
on musste Anträge stellen, da
der Magistrat offensichtlich
den eigenen, ihn tragenden
Fraktionen nicht entgegen-
gekommen ist und entspre-
chende Akzente setzen woll-
te. Ebenso bemerkenswert ist
auch, dass die Ortsbeiräte in
unseren Stadtteilen Haus-
haltsanträge in einer hohen
Anzahl gestellt haben. Es
scheint also so zu sein, dass
die Arbeit der Stadtregierung
aus SPD, FW, Grünen und FDP
auch für die Ortsteile nicht
zufriedenstellend ist. Der
Haushaltsplan samt aller Än-
derungsanträge wird in der
Stadtverordnetenversamm-
lung am 15. und 16. Februar
diskutiert und zur Beschluss-
fassung gestellt.

(M.H.) Christian Cloos hat
aus privaten Gründen sein
Mandat als Stadtverordne-
ter und damit als Mitglied
der CDU-Fraktion zum
31.12.2021 niedergelegt. Er
hat sich als Mitglied im Fi-

nanzausschuss der Stadtver-
ordnetenversammlung über
Jahre hinweg politisch ein-
gebracht.

Seine berufliche Experti-
se hat uns als CDU-Fraktion
insbesondere bei Fragen aus

dem Finanz- und Bankensek-
tor genutzt. Christian war
Aufsichtsratsmitglied der
enwag und darüber hinaus
in einigen weiteren Gremi-
en engagiert. Für die tolle,
konstruktive und freund-

schaftliche Zusammenarbeit
möchte ich mich im Namen
der gesamten Fraktion be-
danken.

Wir wünschen ihm bei
den geplanten Vorhaben al-
les Gute und viel Erfolg.

Lions Club Wetzlar-Solms überreicht 1.000 Euro
an Projekt KlipSi des FSV Hessen Wetzlar

Das Bild zeigt Vertreter des Lionsclub Wetzlar-Solms bei der Übergabe an die Betreuer
des Projektes KlipSi zusammen mit Teilnehmern in der Turnhalle der Goetheschule
Wetzlar. v.lks.: links außen Maike Simbeck (Klipsi), Präsident Lions Club Wetzlar-Solms
Dirk Francovich, Vize-Präsident Lions Club Wetzlar-Solms Christopher Haas, rechts außen
Jacky Klippert (Klipsi)

(P.F.) Das 2019 in Wetzlar ge-
startet Projekt „KlipSi – Be-
wegung macht Laune!“ ist
ein Projekt, in dem Kinder,
Jugendliche und junge Er-
wachsene mit Handicap, eine
Chance bekommen fernab
vom Leistungsgedanken, an
einem Spaß- und Bewegungs-
angebot teilzunehmen. An-
geschlossen an den Fußball-
verein FSV Hessen Wetzlar
finden hier keine fußballspe-
zifischen Einheiten statt. Die
Teilnehmer kommen zusam-
men und werden durch die
Betreuer in unterschiedlich
gestalteten Unterrichtsstun-

den betreut mit dem Ziel la-
chende und fröhliche junge
Menschen am Ende der Klip-
Si Einheit ihren Eltern über-
geben zu können. Die Grup-
pe wurde von Mitgliedern
des Lions Clubs Wetzlar-Solms
vor einer Übungsstunde in
der Turnhalle der Goethe-
schule Wetzlar besucht, die
sich hier von der Arbeit über-
zeugen konnte. Dort erhiel-
ten die Initiatoren Jacky Klip-
pert oder Maike Simbeck aus
den Händen von Präsident
Dirk Francovich und Vizeprä-
sidenten Christopher Haas ei-
nen Spendenscheck über

Das spricht für uns:
Hohe Auflage

günstige Preise

alle Anzeigen im

Redaktionsteil

120000 Exemplare
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IM
WETZLAR-
KURIER
INSERIEREN

1.000 Euro für dieses Projekt.
Vorgestellt hatten Jacky und
Maike dieses Projekt im Rah-
men eines Clubabends den

Mitgliedern des Lions Clubs
Wetzlar-Solms. Für den aktu-
ellen Präsidenten war sofort
klar diese Maßnahme, wel-

che sich zum größten Teil aus
Spendengeldern finanziert,
mit einer Clubspende zu be-
denken.
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Aus der Arbeit der CDU Kreistagsfraktion Lahn-DillAus der Arbeit der CDU Kreistagsfraktion Lahn-Dill
-Anzeige-

Traditionelle Eröffnung mit Andacht
Interesse sehr unterschiedlich ausgeprägt

(red). Es war die ehemalige
Vorsitzende des Kreistages,
Elisabeth Müller, engagier-
te Christin, die vor vielen
Jahren vorgeschlagen hatte,
die erste Sitzung des Kreis-
tages eines neuen Jahres mit
einer kleinen Andacht zu
beginnen, damit die Arbeit
des gesamten Kreistages
unter dem Segen Gottes ste-
hen möge. Eine Anregung,
die damals auf breite Zu-
stimmung stieß und die
auch der aktuelle Kreistags-
vorsitzende Johannes Volk-
mann, ebenfalls überzeug-
ter Christ, gerne aufnahm.

Geändert hat sich aller-

dings die Gesamtpräsenz
der Mitglieder des Kreista-
ges. Es gab auch in den An-
fangsjahren Unterschiede in
der Präsenz der Fraktionen.
Dies hat sich sehr verstärkt,
wobei die Gesamtzahl der
Teilnehmer leider im Abneh-
men begriffen ist. Bei einem
Blick durch die Reihen der Ab-
geordneten und Kreisbeige-
ordneten konnte man feststel-
len, dass 23 Vertreter der Uni-
on zugegen waren, sechs Ver-
treter der SPD, fünf der Grü-
nen, fünf der FWG, kein Libe-
raler, ein Linker.

Es ist schade, dass viele
Kolleginnen und Kollegen

nicht bereit sind, einmal
über ihren Schatten zu sprin-
gen, um einfach Grundsatz-
gedanken eines Pfarrers zu
lauschen, ob er der evange-
lischen, der katholischen Kir-
che oder einer freien evan-
gelischen Bewegung ange-
hört. Es sind Gedanken über
die Sinnhaftigkeit des Kreis-
tages, über die Sinnhaftig-
keit von Politik, und es lohnt
sich, zuzuhören. Es sollte ei-
gentlich auch der Respekt
vor der Einladung des Kreis-
tagsvorsitzenden gebieten,
Präsenz zu zeigen, auch
wenn man kirchlich nicht
geprägt ist.

Bedingungen für Kunden der
Führerscheinstelle des Kreises verbessern
(red). Es ist gerade einmal
vier Wochen her, dass in der
Wetzlarer Neuen Zeitung
darüber berichtet wurde,
dass sich Bürger über die
Organisation der Führer-
scheinstelle des Kreises be-
schwert haben, weil sie trotz
Termin bis zu zwei Stunden
bei minus 3 Grad im Freien
stehen mussten. Diese un-
befriedigende Situation
habe die CDU-Kreistagsfrak-
tion jetzt zum Anlass ge-
nommen, so der stellvertre-
tende Fraktionsvorsitzende
Frank Steinraths, MdL, in
Form eines Antrages zur
nächsten Kreistagssitzung

Sinne der Antragsteller zu
optimieren.

Es sei inakzeptabel, wenn
trotz Terminvergabe Men-
schen bis zu zwei Stunden
im Freien warten müssten.
Deshalb gelte es zu prüfen,
welche Optimierung es ge-
ben könne. Außerdem sei
der Kreis aufgefordert, Un-
terstands-, Sitz- und Wärme-
möglichkeiten zu schaffen,
denn nicht jeder Bürger sei
in der Lage, zwei Stunden
bei Minustemperaturen aus-
zuharren. Eine solche Situa-
tion, so Steinraths abschlie-
ßend, dürfe sich nicht wie-
derholen.

Frank Steinraths, MdL

Hans-Jürgen Irmer

Thema mobile Lüftungsfilter

CDU fordert von Dezernent Esch (FWG) Stellungnahme
zur Petition der Elternbeiräte
(red). Aus Sicht der CDU-
Kreistagsfraktion, so Frakti-
onsvorsitzender Hans-Jür-
gen Irmer, sei das Engage-
ment gerade von Eltern im
Grundschulbereich prinzipi-
ell sehr zu begrüßen, wenn
diese sich für den Einsatz
mobiler Luftreinigungsfilter
einsetzen. Diesbezüglich
hatten die Eltern dem Kreis
eine Petition überreicht. Die
CDU möchte nunmehr offi-
ziell wissen, welche Stel-
lungnahme der Lahn-Dill-
Kreis dazu vertritt.

Für die CDU gelte nach

wie vor, dass sie für den Ein-
satz mobiler Lüftungsfilter
sei, ebenso wie parteiüber-
greifend beispielsweise ein
grüner Oberbürgermeister,
eine SPD-Oberbürgermeiste-
rin, ein CDU-Landrat und ein
SPD-Landrat. Es müsse dar-
an erinnert werden, dass die
FDP-Landtagsfraktion sich in
Wiesbaden dafür ausgespro-
chen habe, die FDP-Kreis-
tagsfraktion durch die glei-
che Person, nämlich Dr. Bü-
ger, den Antrag der CDU
abgelehnt habe. Die SPD-
Landtagsfraktion habe sich

sich aber vor Ort gegen den
Antrag ausgesprochen. Eine
Politik, die nicht mehr nach-
zuvollziehen sei.

Deshalb appelliere die
Union an die Kreiskoalition
insgesamt, aber insbesonde-
re an die Grünen, die sich in
einem Gespräch mit Eltern
offener gezeigt hätten, ihre
Bedenken wegen des in die-
ser Frage sturköpfigen De-
zernenten Esch aufzugeben.
Es gehe um die Gesundheit
der Kinder. Das allein, so Ir-
mer abschließend, sei Maß
der Dinge.

ebenfalls in Wiesbaden für
mobile Luftfilter eingesetzt,

Bürgermeister Inderthal (SPD)
In Solms für Luftfilter, im Kreis dagegen

(red). Die CDU-Kreistagsabge-
ordneten aus Solms, Heike
Ahrens-Dietz und Lisa Schä-
fer, begrüßten die Ankündi-

gung des Solmser Bürger-
meisters Frank Inderthal, für
die Kindergärten Luftreini-
gungsfilter anschaffen zu

wollen. Umso größer ihr Un-
verständnis, dass Inderthal in
seiner Eigenschaft als Abge-
ordneter der SPD-Kreistags-

fraktion entsprechende Anträ-
ge der CDU mehrfach abge-
lehnt hat. Ein Zeichen von
Glaubwürdigkeit sei dies nicht.

CDU-Initiative hatte Erfolg

Zur Verbesserung der landärztlichen Versorgung –
Stipendien für Medizinstudenten
(red). Das Thema Arztversor-
gung im ländlichen Raum
beschäftigt die CDU-Kreis-
tagsfraktion schon seit län-
gerem. Es wurden entspre-
chende Veranstaltungen
durchgeführt, nach Alterna-
tiven gesucht. Doch seitens
der Kreisverwaltung ist dies-
bezüglich unter quantitati-
ven Aspekten in den vergan-
genen Jahren wenig heraus-
gekommen.
Vor diesem Hintergrund be-
antragte die CDU-Kreistags-
fraktion schon im Sommer
letzten Jahres, aufgerufen
wurde der Antrag jetzt im
Januar, zu prüfen, inwieweit
Stipendien an Medizinstu-
denten vergeben werden
können mit der Verpflich-
tung, dass sie sich nach Ab-
schluss ihres Medizinstudi-

ums bereit erklären, zumin-
dest fünf Jahre vor Ort
Dienst als Landarzt zu ver-
sehen.

Der CDU sei bewusst, dass
dies nicht der Königsweg all-
eine sei. Es gebe viele Stell-
schrauben. Es gebe auch bei
Ärzten gesellschaftliche Ver-

änderungen was die Ar-
beitszeit angehe, was Teil-
zeit angehe, angestelltes
Arbeiten. Aus Sicht der Uni-
on, so Leo Müller, CDU-
Kreistagsabgeordneter aus
Eschenburg, sei dies aber
eine zusätzliche Maßnahme,
denn es sei festzustellen,
dass es bei Fachärzten
teilweise lange dauere, bis
man einen Termin bekom-
me oder dass Wartezimmer
durch die Umsetzung der
Corona-Schutzmaßnahmen
voll seien. Wenn man
darüber hinaus bedenke,
dass im Lahn-Dill-Kreis 39
Prozent der Hausärzte über
60 Jahre alt seien, hessen-
weit 31,6 Prozent, und dass
bis 2025 ca. 46 Prozent weg-
fallen, dann werde klar, dass
man hier vor gewaltigen

Herausforderungen stehe.
Es gebe im Übrigen in an-

deren Landkreisen wie zum
Beispiel im Vogelsbergkreis,
Waldeck -F rankenberg ,
Fulda oder auch Limburg-
Weilburg seit Jahren diese
Stipendien. Limburg-Weil-
burg beispielsweise zahle
750 Euro monatlich ab dem
5. Semester. Dafür müsse
sich ein Absolvent im Gegen-
zug verpflichten, im Land-
kreis Limburg-Weilburg fünf
Jahre in einer Hausarztpra-
xis mitzuarbeiten. Die Erfah-
rung habe gezeigt, dass
mancher anschließend in
der Region verbleibe, weil
er Infrastruktur, Land und
Leute kennen- und schätzen
gelernt habe. Fortsetzung
folgt im zuständigen Ge-
sundheitsausschuss.

Leo Müller

Keine Unterstützung für Schwangere in Not
(red). Seit vielen Jahren gibt
es den aktuell umbenann-
ten Verein „Belly & Soul“,
der sich bewusst aus dem
früheren Dachverband
KALEB verabschiedet hat.
Dieser Verein, so Daniel
Steinraths aus Lahnau, küm-
mere sich seit Jahren ehren-
amtlich um werdende Müt-
ter in Not, begleite aber
auch junge Familien. Das
Ganze niederschwellig als
Angebot, ohne dass betrof-

fenen jungen Familien oder
Müttern Kosten entstehen.

Ein Verein, der mit viel Em-
pathie und Herzenswärme
angehenden Müttern helfe,
von der Beratung bis hin zur
Ausstattung in Form von Kin-
derwagen oder Kleidung.

Der SPD-Sozialdezernent
hatte darauf hingewiesen,
dass der Verein ja schließlich
280 Euro vom Kreis erhalte.
Für die CDU wären 5000
Euro mehr als angemessen
gewesen. Doch die anderen
Fraktionen lehnten ab.

Sabine Sommer

Keine Unterstützung für Integrationslotsen
(red). Im Sommer letzten
Jahres hatte die CDU-Kreis-
tagsfraktion den Malteser
Hilfsdienst besucht, um sich
über die aktuelle Arbeit in-
formieren zu lassen. Ein The-
ma war dabei die großarti-
ge Arbeit des vom Malteser
Hilfsdienst finanzierten In-
tegrationslotsen. Dass Inte-
gration und entsprechende
Hilfestellung wichtig seien,
so für die CDU Sabine Som-
mer, dürfte niemand bestrei-
ten. Hier werde durch einen
Menschen, der perfekt inte-

griert sei und ausländische
Wurzeln habe, mit sehr viel
Empathie und Sachkunde
gute Arbeit geleistet, wobei
es prinzipiell nicht Aufgabe
des MHD sein könne, das al-
lein zu schultern. Daher reg-
te die CDU an, 20.000 Euro
als Zuschuss zur Verfügung
zu stellen. Gleichzeitig bat
sie die Stadt Wetzlar, ihren
Teil dazu beizutragen.
Papier ist geduldig
Der Lahn-Dill-Kreis, so Som-
mer, habe im Sommer 2017
„Leitlinien zur Integration

von Geflüchteten im Lahn-
Dill-Kreis“ erstellt, doch Leit-
linien helfen nichts, wenn
nicht auch hier eine finanzi-
elle Begleitmusik spielt. Um
der Koalition entgegenzu-
kommen, hatte die CDU be-
antragt, die Position
zunächst mit einem Sperr-
vermerk zu versehen. Doch
auch dieses Entgegenkom-
men fand keine Zustim-
mung bei SPD, FWG, Grü-
nen und FDP. Die SPD-Frak-
tionsvorsitzende wies dar-
auf hin, dass die Malteser

vom Kreisausschuss darauf
hingewiesen worden seien,
dass woanders Zuschussan-
träge gestellt werden kön-
nen. So einfach kann man
sich das auch machen.

Obertorstraße 3 · 35578 Wetzlar
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Silke Schumacher

Bewegung bei Turnhalle Manderbach
(red). Im Sommer letzten
Jahres hatte sich die CDU-
Kreistagsfraktion an der
Grundschule in Dillenburg-
Manderbach umgesehen,
weil es nach wie vor seit
vielen Jahrzehnten keine
Turnhalle für die Grund-
schule gibt, auf der ande-
ren Seite Platz vorhanden
wäre. Im Nachgang zu dem
sehr informativen Ge-
spräch mit Eltern und An-
liegern hatte die CDU mit
Datum vom 27.7.2021 den
Kreisausschuss aufgefor-
dert, die Planung für den
Neubau einer Einfeldsport-
halle aufzunehmen, Mittel
in den Haushalt 2022 einzu-
setzen und gemeinsam mit
der Stadt Dillenburg die
Möglichkeit auszuloten, ob
eventuell gemeinsam eine
Zweifeldsporthalle errichtet
werden kann.

Dieser Antrag wurde aus
Zeitgründen bisher in kei-

ner Kreistagssitzung erör-
tert, so dass die CDU mit
Datum vom 11.11.2021 ei-
nen entsprechenden Haus-

haltsantrag stellte, 200.000
Euro Planungskosten einzu-
setzen und eine Verpflich-
tungsermächtigung in Höhe
von 2 Millionen Euro.
Darüber hinaus soll geprüft
werden, inwieweit in Kom-
bination mit der Turnhalle
ein Gesamtarrangement mit
Bibliothek und Mensa mög-

lich ist, so für die CDU die
Dillenburger Kreistagsabge-
ordnete Silke Schumacher.

Mit Datum vom
12.11.2021 beantragte die
Koalition, es war der einzi-
ge (!) Antrag zum Kreishaus-
halt, einen Sperrvermerk auf
das Projekt zu legen und
den Kreisausschuss zu bit-
ten, gemeinsam mit der
Stadt Dillenburg die Mög-
lichkeiten des Neubaus ei-
ner Sporthalle auszuloten.
Eine mögliche Sporthalle, so
die Koalition, sei sinnvoll nur
gemeinsam mit Mensa und
Multifunktionsraum zu pla-
nen. Genau das hatte die
CDU beantragt. Der CDU-
Antrag fand keine Zustim-
mung bei den Koalitionä-
ren. Nachdem dieser abge-
lehnt wurde, ging es dann
um den Antrag der Koaliti-
on, dem die CDU dann im
Interesse der Sache zuge-
stimmt hat.

Daniel Steinraths

den Kreis aufzufordern, die
Terminvergabe in der Wetz-
larer Führerscheinstelle im

Kevin Deusing

Keine zusätzlichen Mittel für
Tierschutzvereine Dillenburg und Wetzlar
(red). In einem weiteren
Antrag zum Haushalt 2021/
22 hatte die CDU beantragt,
dass die Tierschutzvereine in
Dillenburg und Wetzlar
jeweils 10.000 Euro mehr
erhalten sollen. Zur Begrün-
dung hatte Kevin Deusing
aus Dillenburg darauf hin-
gewiesen, dass auf der ei-
nen Seite hervorragende
ehrenamtliche Arbeit geleis-
tet werde, auf der anderen
Seite Veterinärkosten, Arzt-
kosten steigen, die Unter-
bringung im Tierheim nicht preiswerter werde, die Ver-

pflegungskosten steigen…
Gute Gründe, im Rahmen

eines rund 400 Millionen
Euro betragenden Etats eine
kleine Summe zusätzlich für
den Tierschutz zur Verfü-
gung zu stellen. FDP-Chef
Bürger erklärte lapidar, das
sei vornehmlich eine Aufga-
be der Gemeinden. So ein-
fach kann man sich das auch
machen. Für den CDU-An-
trag stimmten CDU, AfD und
die SED/Linkspartei. Gegen
den Antrag stimmten SPD,
FWG, Grüne und FDP.
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Martin Richard führt weiterhin CDU-Fraktion der
Regionalversammlung Mittelhessen
(red). Der ehemalige Lim-
burger Bürgermeister Mar-
tin Richard wurde erneut in
Gießen zum Vorsitzenden
der CDU-Fraktion der mit-
telhessischen Regionalver-
sammlung gewählt. Zu sei-
nen Stellvertretern wählte
die Fraktion in ihrer konsti-
tuierenden Sitzung den Gie-
ßener Kreistagsabgeordne-
ten und Vorsitzenden der
Langgönser Gemeindever-
tretung, Martin Hanika, so-
wie den Driedorfer  Bürger-
meister Carsten Braun. Ul-
rich Künz, langjähriger Bür-
germeister der Stadt Kirtorf
im Vogelsbergkreis, wird
durch die Christdemokraten
als stellvertretender Vorsit-
zender der Regionalver-
sammlung vorgeschlagen.
Für ihn besteht dann die
Option, nach der Hälfte der

Legislaturperiode den Vor-
sitz zu übernehmen. Er
bleibt auch wie bisher Frak-
tionsgeschäftsführer.

Für den Vorsitz im Haupt-
und Planungsausschuss be-
nennt die CDU Werner Waß-
muth, Lohra, den Chef der

CDU-Fraktion im Kreistag
Marburg-Biedenkopf.

Fraktionsvorsitzender Mar-
tin Richard erklärte, dass sei-

ne Fraktion auch in Zukunft
eine einvernehmliche Zusam-
menarbeit mit den anderen
Fraktionen anstrebe. Dies
habe in der letzten Legisla-
turperiode dazu geführt, dass
Mittelhessen lange vor den
anderen hessischen Regionen
die Offenlage und damit Bür-
gerbeteiligung des Entwurfes
des Raumordnungsplanes be-
schließen konnte. Wichtig ist
den Christdemokraten im
weiteren Planungsprozess die
Abstimmung mit den Städ-
ten und Gemeinden.
Sicherlich könne man nicht
alle Wünsche erfüllen, da Re-
gionalplanung nicht die Ad-
dition der kommunalen Pla-
nung sei, dennoch könne
man im Dialog vernünftige
Lösungen zur Weiterentwick-
lung der Kommunen und der
Region finden.

Carsten Braun 2. v.lks., Driedorfs Bürgermeister, wurde zum stellvertretenden Vorsit-
zenden der CDU-Fraktion in der Planungsversammlung Mittelhessen gewählt.

CDU Solms

Solmser CDU-Fraktion stimmt Haushalt für 2022 zu
(L.S.) In der letzten Stadtver-
ordnetenversammlung des
Jahres 2021 stand der Be-
schluss zum Haushalt für das
Jahr 2022 auf der Tagesord-
nung. Der haushaltspolitische
Sprecher der Solmser CDU-
Fraktion, Niklas Weißmann,
sprach in seiner Haushaltsre-
de von „wichtigen Weichen-
stellungen für die Zukunft
der Stadt Solms“, aber auch
zu den kostenintensiven ur-
sprünglichen Planungen in
Bezug auf den Bikepark. Au-
ßerdem belastet die anstei-
gende Kreis- und Schulumla-
ge den Solmser Haushalt
spürbar.

Zu Beginn dankte Weiß-

mann den Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern der Solm-
ser Stadtverwaltung für die
Bereitstellung der Informati-
onen und Zahlen im Haus-
halt, auf deren Grundlage in
der Stadtverordnetenver-
sammlung und in den Aus-
schüssen debattiert und dis-
kutiert werden konnte. Im
weiteren Verlauf hob Weiß-
mann hervor, dass die Bereit-
stellung von Geldern für ein
neues Löschfahrzeug, neue
Sirenenanlagen oder für Ge-
rätschaften zum Hochwasser-
schutz wichtige Investitionen
in den Brand- und Katastro-
phenschutz darstellen. In die-
sem Zusammenhang lobte er

den hervorragenden Einsatz
der Solmser Feuerwehren.
Genauso unerlässlich seien
die geplanten Investitionen in
die Kindertagesstätten und in
das Schwimmbad „Solmser
Land“. Unausweichliches The-
ma war der geplante Bike-
park. Während anfängliche
Planungen einen Preis von
190.000 Euro plus jährliche
Folgekosten von 20.000 Euro
vorsahen, wurden die Gelder
nun nach vehementer Kritik
der CDU-Fraktion auf rund
30.000 Euro reduziert. Nach
Versprechungen von Bürger-
meister Inderthal (SPD), einen
Bikepark zu errichten, stimm-
ten die SPD-, FWG- und Grü-

nenfraktion in Solms der Be-
reitstellung der 190.000 Euro
für das Projekt zu und sugge-
rierten damit gegenüber den
Mitgliedern des Jugendfo-
rums eine falsche Sicherheit.
Niklas Weißmann machte da-
her in seiner Rede klar, dass
die Solmser CDU-Fraktion seit
Beginn der Planungen kon-
struktive Kritik an dem Pro-
jekt „Bikepark“ geübt und Al-
ternativen aufgezeigt hätte.
Wieso man diesen Alternati-
ven nicht schon früher nach-
gegangen ist, sei nicht ver-
ständlich, hätte jedoch die
Enttäuschung bei den Kin-
dern und Jugendlichen des
Solmser Jugendforums deut-

Niklas Weißmann

Geht es nach dem Willen der Stadt

lich gemindert.
Insgesamt sei es zu begrü-

ßen, dass die Verwaltung För-
dermöglichkeiten von Land
und Bund zur Entlastung der
Kommune nutze, so die CDU-
Fraktion. Der Solmser Haus-
halt mit einem Volumen von
rund 27 Millionen Euro
schließt im kommenden Jahr
mit einem voraussichtlichen
Überschuss ab.

(red). Die Stadt Wetzlar hat
in den letzten Jahren die
Grundsteuer dramatisch er-
höht, jetzt 780 Punkte. Da-
mit ist Wetzlar deutschland-
weit in der Spitzengruppe
vertreten. Nun könnte man
meinen, wer Grundstücksei-
gentümer entsprechend zur

Kasse bittet, liefert einen be-
sonderen Service. Der beson-
dere Service der Stadt Wetz-
lar besteht darin, dass künf-
tig Bewohner des Hundspfäd-
chens ihre Mülltonnen bis zu

150 Meter zu einer verein-
barten Sammelstelle bringen
müssen und das bei einer Stei-

gung von bis zu 15 Prozent.
In der Vergangenheit hat

die Müllabfuhr problemlos
funktioniert. Bis 2015 fuhren
die Müllwagen rückwärts die
Straße Hundspfädchen hin-
unter, um die Mülleimer zu
entleeren - Straßenbreite 3
Meter, Durchfahrtsbreite zwi-

schen 3,70 und 3,80 Meter.
Danach stellte die Stadt auf
einen kleineren Mülllader
von der Firma Fuso um, Brei-
te des Müllladers 2,13 Meter
inklusive Spiegel. Auch hier
gab es keine Probleme. Mit
Datum vom 12.1.2022 hat die
Stadt die betroffenen Anlie-
ger angeschrieben mit der
Aufforderung, bis zum
14.2.2022 Stellung zu bezie-
hen, da mit Wirkung zum
14.3.2022 künftig die Müll-
tonnen selbst zur Sammelstel-
le Richtung Laufdorfer Weg
gebracht werden müssen.
Dies hätte zur Folge, dass der
Bürgersteig des Laufdorfer
Weges künftig mit Müllton-
nen vollgestellt und damit
nicht mehr nutzbar wäre. Ver-
kehrsgefährdung spielt hier
scheinbar keine Rolle. Aber
angeblich ist es zu gefährlich,
dass die Müllfahrzeuge
rückwärts das Hundspfäd-
chen hinunterfahren, was sie
über Jahrzehnte konnten.
Eine Möglichkeit wäre, am
Mülllader eine Rückfahrka-
mera anzubringen. Anzumer-
ken ist, dass die Frequenz
dort gezählt maximal ein Fuß-
gänger in zwei Stunden be-
trägt.

Großzügigerweise hat man
den Anwohnern alternativ
angeboten, für 19 Cent Pa-

piermüllsäcke zu kaufen, die
sie am Laufdorfer Weg ab-
stellen können. Da freuen
sich doch Füchse, Marder und
Waschbären. Bei einem Orts-
termin konnte sich die CDU
von der Sinnlosigkeit dieser
Maßnahme überzeugen. Die
älteste Anwohnerin ist 98
Jahre alt und nicht in der
Lage, eine schwere Müllton-
ne zur Sammelstelle zu brin-
gen. Sicherlich kann jemand

aus der Nachbarschaft behilf-
lich sein, aber das ist kein
Dauerzustand. Service sieht
anders aus. Das, was bisher
tadellos funktioniert hat, so
die Anwohner, muss auch in
Zukunft Bestand haben. Kos-
tenersparnisargumente der
Stadt sind auch nicht ansatz-
weise nachvollziehbar. Des-
halb hat die CDU zugesagt,
sich im Sinne der Anwohner
verwenden zu wollen.

98-Jährige müsste Mülltonne 150 Meter zur Abholstelle bringen - bei einer Steigung von 15 Prozent

Neuer Vorstand des CDU-Gemeindeverbandes Siegbach
(P.H.) Der Gemeindeverband
der CDU Siegbach hat einen
neuen Vorstand. Er wurde
im Rahmen der Jahres-
hauptversammlung ge-
wählt, an der auch MdL J.
Michael Müller teilnahm. Zu
Beginn der Versammlung
richtete Müller einige Gruß-
worte an die Teilnehmer
und beglückwünschte die
CDU Siegbach zu ihrem
stärksten Ergebnis in der
Kommunalwahl seit Beste-
hen des Gemeindeverban-
des.

Der Vorsitzende des Ge-
meindeverbandes, Michael
Sommerfeld, gab einen

Rückblick auf das Wahljahr
2021 und begrüßte es sehr,

dass sich mit der Kommu-
nalwahl und der Wahl des
neuen Bürgermeisters die
Wogen in Siegbach nun end-
lich geglättet hätten. Die
Fraktionsvorsitzende Patri-

cia Heimann verwies in ih-
rem Bericht auf die Proble-

matik der vorläufigen Haus-
haltsführung, die den feh-
lenden Jahresabschlüssen
geschuldet sei. Neben den
vielen anstehenden Projek-
ten müssten die Auflagen

der Kommunalaufsicht um-
gesetzt werden, um als Ge-

meinde überhaupt hand-
lungsfähig zu sein.

Mit der Neuwahl des Vor-
standes steht dem wieder-
gewählten Vorsitzenden Mi-
chael Sommerfeld (Übernt-

hal) der langjährige Kom-
munalpolitiker Timo Hei-
mann (Tringenstein) als
Stellvertreter zur Seite.
Thorsten Venohr (Eisem-
roth) wurde als Schatzmeis-
ter in seinem Amt bestätigt.
Komplettiert wird das jun-
ge Team durch Stephen Zintl
(Oberndorf) als Schriftführer
und Christian Wüstenhöfer
(Übernthal) als Mitglieder-
beauftragter. Die CDU Sieg-
bach deckt mit Vorstands-
mitgliedern aus vier von
fünf Ortsteilen nahezu die
gesamte Gemeinde ab und
bietet somit erreichbare An-
sprechpartner vor Ort.

Michael
Sommerfeld

Timo Heimann Thorsten
Venohr

Stephen Zintl Christian
Wüstenhöfer
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Martin Steinraths

Kevin Deusing

CDU-Stadtverband Wetzlar – Ortsverband Hohl-Büblingshausen

Martin Steinraths als Vorsitzender erneut bestätigt
Frank Steinraths, MdL: „Bevorstehende Landtagswahl existentiell für die CDU!“

(M.S.) Ende November 2021
haben die Mitglieder des
CDU-Ortsverbandes Hohl-
Büblingshausen-Blanken-
feld ihre Jahreshauptver-
sammlung im Hotel Blan-
kenfeld abgehalten. Zahl-
reich erschienen sind die
Mitglieder unter Einhaltung
der Hygienevorschriften und
den gebotenen Corona-Re-
geln. Unter den besonders
zu erwähnenden Anwesen-
den waren der Landtagsab-
geordnete und auch in dem
Ortsverband wohnhafte und
engagierte Frank Steinraths,
der Kreisvorsitzende Hans-
Jürgen Irmer und der Stadt-
verbandsvorsitzende Micha-
el Hundertmark.

Das gemeinsame Beisam-
mensein ist weniger gewor-
den, auch in den Parteien,
auch in der CDU Wetzlar.
Das Superwahljahr 2021
neigt sich dem Ende, in dem
die Corona-Pandemie das

omnipräsente Thema war
sowie die unter diesen Be-
dingungen stattgefundenen
Kommunal-, Oberbürger-
meister- und Bundestags-
wahl. Auch wenn das Bun-
destagsmandat leider unter

den Vorzeichen des schlech-
ten Bundestrends und der
Wahl des neuen Vorsitzen-
den für die CDU durch Hans-
Jürgen Irmer nicht verteidigt

werden konnte, ist es umso
erfreulicher, dass Michael
Hundertmark als Spitzen-
kandidat und Kandidat für
die Oberbürgermeisterwahl
ein gutes Ergebnis gegen
den Amtsinhaber mit rund
41 zu 59 Prozent erreicht
hat. Zudem konnte die
Stadtfraktion mit auch akti-
ven Mitgliedern im Ortsver-
band ihre Sitzanzahl in der
Stadtverordnetenversamm-
lung halten. Frank und Mar-
tin Steinraths sowie Maxi-
milian Keller als neuer Stadt-
verordneter vertreten die
Interessen des Ortsverban-
des und den in dessen Ge-
biet wohnhaften Bürger-
innen und Bürgern in der
Stadtverordnetenversamm-
lung der Stadt Wetzlar.

Erfreulich ist zudem, dass
im Rahmen der Jahreshaupt-
versammlung Martin Stein-
raths in seinem Amt als Vor-
sitzender einstimmig wie-

dergewählt wurde, der den
Ortsverband nun bereits seit
zehn Jahren sehr erfolgreich
leitet. Sein Stellvertreter
Björn Jäckel wurde ebenfalls
sehr eindrucksvoll in seinem
Amt bestätigt. Maximilian
Keller begleitet weiterhin
das Amt des Schriftführers
und des Mitgliederbeauf-
tragten. Als Beisitzer gehö-
ren dem Vorstand für die
nächsten zwei Jahre Stefan
Hofmann, Christopher Slad-
czyk, Frank Steinraths und
Roland Franz an.

Der alte und neue Vorsit-
zende Martin Steinraths
spricht die wichtigen The-
men der nächsten zwei Jah-
re an: „In den aktuellen Zei-
ten ist es umso wichtiger,
dass wir bei den Menschen
vor Ort sind, dass die CDU
vor Ort ist und weiß, wo der
Schuh drückt.“ Im nächsten
Jahr soll die 50-Jahrfeier des
Ortsverbandes nachgeholt

sowie sich auf die Landtags-
wahl im Jahr 2023 vorberei-
tet werden. In seinem Gruß-
wort weist der Stadtver-
bandsvorsitzende Michael
Hundertmark auf die anste-
hende Landtagswahl hin
und spricht sein Vertrauen
dem aktuellen Landtagsab-
geordneten Frank Steinraths
aus. Frank Steinrahts bekräf-
tigt diese Aussage und führt
aus, dass „die Landtagswahl
existenziell für die CDU in
Hessen sein wird. Es gilt, auf
den Bundestrend umzukeh-
ren und die gute Arbeit der
schwarz-grünen Regierung
unter Volker Bouffier inno-
vativ fortzuführen und den
Fokus auf den Menschen in
den Mittelpunkt unseres zu-
künftigen Handelns zu stel-
len“. Abschließend wünsch-
te Martin Steinraths den An-
wesenden ein gesegnetes
Weihnachtsfest und vor allem
Gesundheit für das neue Jahr.

CDU Herborn besucht heimische Feuerwehr
(L.P.W.) Die Herborner CDU-
Fraktion besuchte gemein-
sam mit Mitgliedern aus
Orts- und Stadtverband vor
kurzem die Herborner Feu-
erwehr, um sich ein Bild der
baulichen Situation am ak-
tuellen Standort zu machen.
Stadtbrandinspektor Kai
Reeh, Wehrführer Jens Krä-
mer und Thorsten Maier als
stellv. Wehrführer führten
über das Gelände und er-
läuterten ihre momentane
Lage.

Trotz des zunehmenden
Personalproblems bei den
Freiwilligen Feuerwehren,
welches sich durch die Pan-
demie weiter verschärft hat,

gelingt es den Herborner
Feuerwehren mit ca. 200

Kameradinnen und Kamera-
den nach wie vor sehr gut,

die Pflichtaufgaben des
Brand- und Katastrophen-

schutzes zu gewährleisten.
Zusätzlich sind am Standort

Herborn in den letzten Jah-
ren weitere Dienstleistun-

gen etabliert worden,
wie z. B. eine Reini-
gungs-/Desinfektions-
anlage, die ein Allein-
ste l lungsmerkmal
darstellen und durch
andere Feuerwehren
oder weitere Institu-
tionen in Anspruch
genommen werden.
Dennoch ist der Her-
borner Standort in die
Jahre gekommen und
benötigt dringend
eine zukunftsfähige
Lösung.

In naher Zukunft muss
demzufolge eine Entschei-

CDU: „Dillenburg braucht eine Stadthalle!“
(K.D.) „Wir begrüßen das En-
gagement der Bürgerinnen
und Bürger für den Erhalt ei-
ner Stadthalle in Dillenburg
ausdrücklich“, so der Stadt-
verbandsvorsitzende der CDU
in Dillenburg, Kevin Deusing,
anlässlich einer Sitzung des
geschäftsführenden Vorstan-
des. „Seit Jahren ist die CDU
die Partei in Dillenburg, die
konsequent und auf Grund-
lage sachlicher Überprüfun-
gen das Thema zu einem gu-
ten Ergebnis bringen will“,
so Deusing weiter. „Tragen-
de Erwägung unseres Han-
delns ist dabei der Bedarf der
Oranienstadt, als Mittelzen-
trum diese wichtige Versor-
gungsfunktion im gesell-
schaftlichen Bereich abde-
cken zu können. Und wenn
die derzeitige Diskussion ei-
nes belegt, dann das, dass die
Dillenburger CDU damit völ-
lig richtig handelt – Dillen-
burg braucht eine Stadthal-
le!“
Viele Prüfungen
Dabei sind sich die Christde-
mokraten darin einig, dass
das Projekt aufgrund der ho-
hen Kosten derzeit schwierig
zu realisieren ist. Daher hat
man alle Anstrengungen un-
ternommen, die dafür rele-
vanten Fragen zu klären. „Die

Gegenüberstellung von Sa-
nierung und Neubau, inter-
kommunale Herangehens-
weise, die Verbindung mit ei-
nem Ärztezentrum in der
Nähe des benachbarten Kran-
kenhauses genauso wie die
Verbindung mit einem Hotel
– die CDU hat nichts ausge-
lassen, um zu sachgerechten
Entscheidungen zu kom-
men“, so der Stadtverbands-
vorsitzende. Leider waren wir
an vielen Stellen in unserem
Bestreben, das Projekt voran-
zubringen, nicht von der ei-
gentlich wünschenswerten
politischen Begleitung aller
anderen Fraktionen getra-
gen. Im Gegenteil!
Grüne dagegen
Bündnis90/Die Grünen ha-
ben sich klar gegen eine
Stadthalle für Dillenburg
ausgesprochen und waren
immer der Auffassung, dass
man das Geld lieber in an-
dere Dinge investieren sol-
le. Für die Grünen sei klar,
dass genug Versammlungs-
möglichkeiten in Dillenburg
und der Region vorhanden
seien. Deusing: „Die CDU
sieht das anders! Aber wir
erkennen an, dass die Grü-
nen sich konsequent und
vehement gegen eine Stadt-
halle für die Dillenburger-

innen und Dillenburger po-
sitioniert haben. Diese kla-
re ablehnende Haltung der
Bündnisgrünen ist aus Sicht
der CDU falsch, aber wir stel-
len fest, dass die Grünen
konsequent seit Jahren ge-
gen eine Stadthalle für Dil-
lenburg arbeiten.“ Die jetzt
angebotene Gesprächsof-
fenheit hält die Dillenbur-
ger CDU nur für ein politi-
sches Schaufenster der Grü-
nen, um nicht noch weiter
ins politische Abseits zu ge-
raten.

Konsequenz könne man
der SPD in diesem Punkt hin-
gegen nicht vorwerfen. Deu-
sing: „Die politischen Tanz-
schritte der Sozialdemokra-
ten in Dillenburg zum The-
ma Stadthalle sind eindeutig.
Eindeutig unklar. Einen poli-
tischen Schritt vor und man
stimmt einem Neubau zu,
dann ein politischer Schritt
zur Seite, denn man hat plötz-
lich wieder Beratungsbedarf
- und dann der politische
Schritt zurück, weil man ob
des eigenen Mutes, tatsäch-
lich eine Entscheidung getrof-
fen zu haben, ängstlich ge-
worden ist.“ So kann man
nach Meinung der Dillenbur-
ger CDU eine Stadt politisch
nicht gestalten.
Bürgerbeteiligung
positiv

Nun gibt es eine breit ge-
tragene Bewegung unter den
Bürgerinnen und Bürgern, die
die CDU außerordentlich
freut, denn sie belegt ein-
drucksvoll, dass eine Stadthal-
le erforderlich ist. Die CDU
hätte sich so viel Rückhalt in
der Bevölkerung natürlich
schon vor Jahren gewünscht,
als das Thema immer wieder
sehr transparent öffentlich
diskutiert wurde. Aber man
ist absolut offen dafür, dass
nun auch die Wünsche und
Ideen aus der Bevölkerung –
hoffentlich getragen von
neuen fachlichen Erkenntnis-
sen - in die Beratungen mit
einfließen. Daher wird man

gerne einer Aussetzung des
Beschlusses der Stadtverord-
netenversammlung zum Ab-
riss zustimmen.

Bedauerlich ist aus Sicht der
CDU allerdings, dass es SPD,
Grünen und der FDP offen-
bar wiederum nicht möglich
war, ohne parteipolitische
Brille der Versuchung zu wi-
derstehen, aus dem Thema
politisches Kapital zu schla-
gen. „Warum waren die ge-
nannten Parteien nicht in der
Lage, auf alle politischen
Kräfte in Dillenburg zuzuge-
hen und diese in ihre gemein-
same Initiative einzubinden?
Diese Herangehensweise
spricht für sich selbst. Sie
weckt den Verdacht, dass es
nur um parteipolitisches Kal-
kül geht, man – ohne selbst
für eine Stadthalle zu sein -
bei den Bürgerinnen und Bür-
gern einen falschen Eindruck
erwecken will“, so der Stadt-

verbandsvorsitzende.
Deusing abschließend: „Die

CDU wird in der kommenden
Stadtverordnetenversamm-
lung am 24.2. den Antrag
stellen, den Abriss der Stadt-
halle auszusetzen und ge-
meinsam mit den Vertretern
der Bürgerinitiative eine Her-
angehensweise zu erarbei-
ten. Wir wünschen uns eine
offene und sachliche Debat-
te und dass wir ein Klima
schaffen, in dem wir kon-
struktive Ergebnisse erzielen,
zum Wohle der Stadt.“

dung über die Zukunft der
Herborner Feuerwehr ge-
troffen werden. Hierzu sag-
ten die Fraktionsmitglieder
zu, diesen Aspekt einge-
hend in den anstehenden
Haushaltsberatungen zu
vertiefen und auf die Dring-
lichkeit aufmerksam zu ma-
chen.

Es steht fest, dass kurz-
fristig eine tragfähige Lö-
sung gefunden werden
muss, um die Einsatzkraft
und die Hilfsfrist weiterhin
zu gewährleisten. Wir be-
danken uns sehr herzlich für
die Gastfreundschaft und
die zielführenden Gesprä-
che.

Probieren Sie unsere

Quarkteigherzen und

Körnerherzen

zum Valentinstag

Ihr Hartmut Moos und Mitarbeiter

DLG prämiert für
15 Jahre

gleichbleibend gute Qualität

Wir wünschen Ihnen in unseren Filialen einen
angenehmen Einkauf
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